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Vorwort

Liebe Leserinnen,
liebe Leser,

im Aktionsprogramm regionale Da-
seinsvorsorge steht die Erarbeitung
der Regionalstrategien kurz vor ihrem
Abschluss. Nachdem der aktuelle Infra-
strukturbestand der Daseinsvorsorge in
den Regionen erfasst ist, die Folgen des
demografischen Wandels fiir die Auslas-
tung von Einrichtungen bestimmt sind,
die Nutzer zu ihren Versorgungswiin-
schen befragt wurden, die einzelnen
bereichsspezifischen = Anpassungsstra-
tegien fiir die untersuchten Einrich-
tungen vorliegen und bereits konkrete
Umsetzungsprojekte auf den Weg ge-
bracht werden konnten, gilt es nun in
den Modellregionen die Ergebnisse des
komplexen Erarbeitungsprozesses in ei-
nem Abschlussdokument als Regional-
strategie zu biindeln und dieses durch
die Politik beschliefien zu lassen. So soll
die Regionalstrategie auch die nétige
politische Legitimation erhalten, ohne
die ihre schrittweise Umsetzung kaum
erwartet werden kann. Schafft es die
Region, die Konzepterarbeitungsphase
mit dem politischen Beschluss ihrer An-
passungsstrategie abzurunden, ist ein
lehrbuchreifer Akt kollektiven Handelns
gelungen. Von kollektivem Handeln
spricht man immer dann, wenn meh-
rere Personen in einem gemeinsamen
Handlungszusammenhang durch die
Abstimmung ihrer individuellen Hand-
lungen zur Produktion eines Gemein-
schaftsgutes beitragen, was durch das
unkoordinierte Handeln jedes Einzel-
nen keine Realisierungschance gehabt
hitte. In diesem Sinne ist auch die Regi-
onalstrategie ein Gemeinschaftsgut, das
nicht durch einzelne Personen erzeugt
werden kann, sondern auf der Mitwir-
kung zahlreicher Akteure basiert.
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Eine zentrale Voraussetzung stellt dabei
die Einigung auf regionale Versorgungs-
ziele dar. Ein géngiges Vorurteil besagt,
dass die Suche nach alternativen Anpas-
sungslosungen in Deutschland durch
eine Vielzahl von Vorschriften und
Normen so stark reglementiert ist, dass
auf ortlicher und regionaler Ebene ei-
gentlich kein Spielraum fiir individuelle
Losungen mehr bleibt. Doch die Situa-
tion in Deutschland sieht eher anders
aus. Fiir die allerwenigsten Infrastruk-
turbereiche existieren verbindliche
Standards. Normierte Versorgungsziele,
die ein Mindest- oder Maximalniveau
vorgeben, finden sich kaum. Sollen
konkrete Anpassungslosungen fiir un-
terschiedliche Bereiche der Daseinsvor-
sorge erarbeitet werden, ist daher in den
meisten Fidllen erst einmal die Ablei-
tung von regional angepassten Versor-
gungszielen und Kennzahlen zu ihrer
Operationalisierung gefragt, was in den
Modellregionen {iiberwiegend in den
Arbeitsgruppen mit wissenschaftlicher
Unterstiitzung geleistet wurde. Ausge-
wertet wird diese regionale Praxis durch
die Begleitforschung ,Kennzahlen‘, die
in diesem MORO-Info einen weiteren
Einblick in ihre Arbeit gewihrt.

Liegen die Zielsetzungen vor und hat
man sich auf gebiets- und einrichtungs-
bezogene normative Kennzahlen geei-
nigt, kann die Erarbeitung von Losungs-
ansdtzen in die konkrete Phase treten.
Damit hier allerdings keine Utopien ent-
stehen, muss sich natiirlich am rechtli-
chen Rahmen orientiert werden. In
vielen Infrastrukturbereichen haben die
Gesetzgeber aber mittlerweile verschie-
dene  Flexibilisierungsmoglichkeiten
verankert, so dass der Phantasie bei der
Ableitung von Losungen grofie Spielrau-
me verbleiben. Dies dokumentiert auch

die Arbeit der Begleitforschung ,Fach-
informationen® In vier Arbeitsgruppen
haben sich Begleitforschung, Vertreter
aus den Modellregionen und externe
Experten mit den in Frage kommenden
Anpassungslosungen in den verschie-
denen Themenbereichen der Daseins-
vorsorge beschéftigt. Die ersten AG-Er-
gebnisse werden in diesem MORO-Info
présentiert. Sie belegen, die breit gefd-
cherten Reaktionsmoglichkeiten auf die
Anpassungsherausforderungen des re-
gionalen Daseinsvorsorgeangebots an
den demografischen Wandel.

KLAUS EINIG

Koordinator des MORO-Vorhabens

im Bundesinstitut fiir Bau-, Stadt- und
Raumforschung (BBSR)
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Wohnen - Siedlung - Infrastruktur

Die thematischen Schwerpunkte des
Fachkongresses lagen auf den Aspekten
Leerstandsmanagement und Innenent-
wicklung, Wohnstandorte und Lebens-
qualitdt im Alter sowie Nahversorgung.
Die Veranstaltung steht insofern in einer
Reihe mit den vorangegangenen zwei
Fachkonferenzen im Aktionsprogramm
regionale Daseinsvorsorge. Neben Bei-
trdgen aus Lénder- und Bundessicht
waren einfithrende Fachvortrdge zu
den fachlichen Schwerpunkten sowie
parallele Fachforen Hauptbestandteile
der Veranstaltung. Knapp 290 Vertrete-
rinnen und Vertreter aus den Modell-
und Partnerregionen des Aktionspro-
gramms, aus Programmkommunen bei
»Kleinere Stddte und Gemeinden’, aus
den Lindern, von Bundesressorts so-
wie die Preistrdger aus dem Wettbewerb
»Menschen und Erfolge“ und weitere
Expertinnen und Experten nahmen an
der Veranstaltung in Berlin teil.

Nach Eroffnung und Preisverleihung
zum Wettbewerb stellte zunéchst Abtei-
lungsleiter Dr. Frank Pfeil vom Sachsi-
schen Staatsministerium des Innern re-
gionale Ansétze und Strategien fiir Stadt
und Land bezogen auf Daseinsvorsorge
und Lebensqualitédt in Sachsen vor. Dr.
Bernd Rittmeier, Leiter der Projektgrup-
pe Demografischer Wandel im BMVBS,
erlduterte die wesentlichen Inhalte der
Demografiestrategie der Bundesregie-
rung und legte dabei den Schwerpunkt
auf die Zwischenergebnisse der AG ,Na-
tionaler Koordinierungsrahmen - Regi-
onen stirken“ Diese liegen insbeson-
dere in einer Abgrenzung der Regionen
nach einheitlichen Kriterien bezogen
auf Daseinsvorsorge und Wirtschafts-
kraft, in der Erarbeitung von Regions-
profilen je Kreis bzw. kreisfreier Stadt
sowie in Handlungsempfehlungen zur
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Regionale Daseinsvorsorge:

Wohnen - Siedlung - Infrastruktur in lindlichen Ridumen

am 5. Juni in Berlin

Weitere Informationen zur Veranstaltung und die Préisentationen der Referen-
tinnen und Referenten zum Herunterladen finden Sie unter www.regionale-

daseinsvorsorge.de

Starkung der Regionen. Eine wichtige
Aufgabe liegt in der Priifung von Bedarf,
Inhalten und mdglichen Organisations-
formen fiir ein verstetigtes ressort- und
ebeneniibergreifendes Koordinierungs-
verfahren von Bund, Lindern und Kom-
munen.

In den drei einfiihrenden Fachvortragen
wurden jeweils die Problemlage, Her-
ausforderungen und Trends angesichts
des demografischen Wandels in den
verschiedenen fachlichen Schwerpunk-
ten dargestellt. Die Themen wurden
dann in den parallelen Fachforen an-
hand von Beispielen aus der Praxis des
Aktionsprogramms regionale Daseins-
vorsorge und des Programms , Kleinere
Stddte und Gemeinden“ vertieft und ge-
meinsam diskutiert.

Leerstandsmanagement und Innen-
entwicklung

Dr. Hany Elgendy vom Biiro ProRaum
Consult in Karlsruhe ging in seinem
Fachvortrag zum Themenschwerpunkt
Leerstandsmanagement und Innenent-
wicklung auf die rdumlichen Auswir-
kungen des demografischen Wandels
auf die Entwicklung der Stidte und
Gemeinden ein. Von Bedeutung gerade
auch in Rdumen mit riicklaufiger Nach-
frage und schrumpfender Bevolkerung
ist eine konkretisierte Strategie fiir eine
nachhaltige Raum- und Siedlungsent-
wicklung im Sinne von ,Innenentwick-
lung vor Auflenentwicklung” Wichtig
ist in diesem Zusammenhang ein inte-
griertes Flaichenmanagement auf kom-
munaler und tiberkommunaler Ebene.
Dieses sollte differenziert d.h. abge-
stimmt auf die Bediirfnisse der Gemein-
detypen sein, strategisch ausgerichtet
sein, eine Daueraufgabe darstellen und
umsetzungsorientiert sein.

Im zugehorigen Fachforum stellte Ma-
thias Sonnwald als Vertreter der kom-
munalen Arbeitsgemeinschaft Mit-
te Niedersachsen bestehend aus 16
Stddten und Gemeinden das dortige
regionale Bauliicken- und Leerstands-
kataster und entsprechende Anwen-
dungsbeispiele vor wie Erkennen und
Verorten von aktuellen Leerstinden in
Baugebieten, Erkennen von drohenden
Leerstinden oder die Qualifizierung
und Verortung von Bauliicken fiir Pla-
nungsprozesse und zur Vermarktung.
Biirgermeister Manfred Eibl erlduterte
den strategischen Ansatz der aus neun
landkreis-
iibergreifenden Kommunalallianz Ilzer
Land im Handlungsfeld Innenentwick-
lung mit einem Mix an kommunalen
und privaten Mafinahmen und gemein-
detibergreifenden Konzepten wie dem
Interkommunalen  Entwicklungskon-
zept (IEK). Er betonte, dass Daseins-
vorsorge mit funktionsfihigen intakten
Orts- und Dorfkernen beginne.

Gemeinden bestehenden

Wohnstandorte und Lebensqualitat
im Alter

Ursula Kremer-Preifs, Leiterin des
Fachbereichs ,Wohnen und Quartiers-
gestaltung” im Kuratorium Deutsche
Altershilfe stellte die zukiinftigen He-
rausforderungen fiir das Wohnen im
Alter wie demografische Alterung oder
steigende Bedarfe an Pflege bei gleich-
zeitiger Verringerung des privaten Pfle-
gepotenzials dar. Ein zentraler Losungs-
ansatz ist dabei die Weiterentwicklung
von Wohnstandorten im Sinne von
Quartiersprojekten um das selbstdndige
Wohnen im vertrauten Wohnumfeld zu
erhalten und Eigeninitiative und gegen-
seitige Hilfe zu stdrken. Bei einer sol-
chen Quartiersentwicklung sind sechs
Aspekte besonders zu beachten:
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o generationengerechte rdumliche In-
frastruktur,

o bedarfsgerechtes Wohnangebot,

o bedarfsgerechte
und Angebote,

Dienstleistungen

o tragende soziale Infrastruktur,

o wertschidtzendes gesellschaftliches
Umfeld sowie

o wohnortnahe Beratung und Beglei-
tung, welche sie mit Beispielen illus-
trierte.

Mit dem Konzept ,Lebensrdume fiir
Jung und Alt“ verfolgt die Stiftung Lie-
benau einen quartiersbezogenen, inte-
grierten und generationeniibergreifen-
den Ansatz wie Ulrich Kuhn von deren
Stabsstelle Sozialpolitik am Beispiel
Amtzell im Fachforum vorstellte. Eine
Besonderheit liegt dabei in der Ver-
kniipfung der Wohnanlagen mit Ge-
meinwesenarbeit. Bedeutend ist dabei
die Kooperation auf verschiedenen Ebe-
nen: auf institutioneller Ebene zwischen
Stiftung,
schaft und Biirgerschaft, auf zivilgesell-
schaftlicher Ebene im Rahmen eines Ar-
beitskreises Dorfgemeinschaft und auf
individueller Ebene im Sinne individu-
eller Hilfenetzwerke. Mit dem Campus
der Generationen kombiniert die Ge-
meinde Niederer Flaming unterschied-
liche Angebote der Daseinsvorsorge
wie Schulbildung, Kinderbetreuung,
generationentiibergreifende Angebote
(z.B. Bibliothek, Sportangebote), Ge-
meindeverwaltung, Arztpraxis, offener
Tagestreff u.d. an einem Schulstandort.

Kommune, Wohnungswirt-

Durch die neuen Funktionen wird der
Schulstandort qualitativ und quantitativ
aufgewertet. Biirgermeister David Kalu-
za erlduterte das in Umsetzung befindli-
che Projekt.

MORO-Informationen 10/3 - 11/2013

Nahversorgung

Dr. Patrick Kiipper vom Thiinen-Institut
fiir Landliche Rdume in Braunschweig
beschrieb die fiir die Nahversorgung
in ldndlichen R&umen bedeutsamen
Trends auf der Nachfrageseite wie auf
der Angebotsseite. Er stellte verschiede-
ne Handlungsansétze vor wie Filial- und
Franchisekonzepte, Multifunktionsla-
den, Integrationsmérkte, Biirgerladen,
mobile Versorgung oder die Kombina-
tion der Ansitze. Er préasentierte Ergeb-
nisse einer bundesweiten vergleichen-
den Studie bei der u.a. Leistungen von
Nahversorgungspunkten, betriebswirt-
schaftliche Strategie, Standortfaktoren
analysiert und daraus Erfolgsfaktoren
und Stolpersteine abgeleitet wurden.
Zu den Empfehlungen zur Sicherung
der Nahversorgung gehort z.B. die Er-
arbeitung von Nahversorgungskonzep-
ten und interkommunale Abstimmung,
der Vorrang der Erhaltung bestehen-
der Nahversorgungsstrukturen vor der
Schaffung neuer Standorte, die Unter-
stiitzung im Vorfeld durch Beratung
und Standortanalyse sowie geringe
Anschubfinanzierungen und raumbe-
zogen ein gestuftes System der Versor-
gung.

Anhand des Dorfladens Heilgersdorf
erlduterte Prof. Volker Hahn, Geschifts-
fithrer des Instituts fiir Nahversorgungs
Services die konkreten Schritte hin zur
Etablierung eines solchen Nahversor-
gungsladens wie Marktanalyse, Bevolke-
rungsbefragung, Standortsuche, Plausi-
bilitdtsrechnungen und Wirtschaftsplan
sowie Ergdnzung um zusitzliche Funk-
tionen. Ein wichtiger Erfolgsfaktor ist
dabei die direkte und aktive Einbindung
von Biirgerinnen und Biirgern, Verei-
nen, Firmen und Institutionen bei der

Wohnen - Siedlung - Infrastruktur

Konzeption und als Kommanditisten
des Ladens. Mathdus Mihm vom Ver-
ein fiir seelische Gesundheit eV. und
Geschiftsfithrer der Tochterfirma stel-
lenwert.gmbh stellte die Erfahrungen
mit der Griindung und dem Betrieb von
Lebensmittelliden mit verschiedenen
Zusatzfunktionen an mittlerweile fiinf
Standorten im Werra-MeifSner-Kreis
vor, deren Kern Arbeitspldtze fiir Men-
schen mit Behinderung sind.

In einem abschliefSenden Fachgesprach
Praxis - Wissenschaft diskutierten Biir-
germeisterin Dr. Birgit Richtberg (Stadt
Romrod), Landrat Michael Busch
(Landkreis Coburg) und Andreas Wil-
lisch (Thiinen-Institut fiir Regionalent-
wicklung Bollewick) mit Prof. Dr. Peter
Dehne Moglichkeiten und Zukunftspo-
tenziale des landlichen Raumes.



Kennzahlen

Kennzahlen beschreiben normativ
steuerungsrelevante und steuerungs-
fahige Sachverhalte. Sie konnen so-
wohl Standards definieren als auch
Zielsetzungen. Mit ihnen ldsst sich die
Versorgungssituation fiir die Daseins-
vorsorge in einem ausgewdhlten Ge-
biet oder fiir eine spezifische Einrich-
tung transparent und anhand objektiv
priifbarer Kriterien eindeutig beurtei-
len und gegeniiber anderen Gebieten
bzw. Einrichtungen vergleichen. Wenn
Kennzahlen Zielsetzungen zugeordnet
werden, ermoglichen sie eindeutige
Aussagen, wieweit diese jeweils erreicht
wurden. Damit bieten Kennzahlen eine
wichtige Planungs- und Entscheidungs-
hilfe, die vor allem zur Versachlichung
von Planungsentscheidungen helfen
kann. Dennoch sollten zusétzliche In-
formationen einbezogen werden, um
Fehlinterpretationen
Diesbeziiglich ist vor allem darzulegen,
aufwelcher Grundlage die Kennzahl ba-
siert, fiir welche Beziige sie anwendbar
ist und was bei einer sinnvollen Inter-

zu vermeiden.

pretation zu beachten ist.

In den Modellregionen des Aktionspro-
gramms wurden Kennzahlen vor allem
in drei Bereichen angewandt:

o Bevolkerungsentwicklung: Der pro-
zentuale Riickgang in der Gesamt-
bevolkerung und von Altersgruppen
und die daraus hervorgehenden
Verdnderungen der Besiedlungs-
dichte.

o Erreichbarkeit: Welcher Zeitauf-
wand ist durchschnittlich fiir die
Erreichbarkeit ausgewdhlter Ein-
richtungskategorien erforderlich bei
héufiger Angabe einer Zielkennzahl.

o Auslastung sozialer Infrastruktur:
Die Kapazitdt der Einrichtung und

Forschungsfeld: Aktionsprogramm regionale Daseinsvorsorge

Verwendung von Kennzahlen

Begleitforschung Kennzahlen

Prof. Dr. Rainer Winkel

Deutsches Institut fiir Stadt und Raum
rainer.winkel@t-online.de

die prozentuale Verdnderung infol-
ge des Einwohnerriickgangs, z. T.
mit Angabe der Kosten je Nutzer-
einheit und deren Verdnderungen
infolge des Riickgangs.

Zur Veranschaulichung der Wirkungs-
weisen sind als Beispiel zwei Anwen-
dungsfille aus der Modellregion Land-
kreis Hersfeld-Rotenburg dargestellt.

Einsatz von Kennzahlen zur Siche-
rung der arztlichen Versorgung

Zur Beurteilung der &rztlichen Versor-
gung und fiir Bedarfsberechnungen
verwendet die Kassenirztliche Vereini-
gung (KV) seit langem Kennzahlen, die
angeben, wie viele Einwohner ein Arzt
je nach Fachrichtung und nach rdum-
licher Lage (Verdichtungsraum, lind-
licher Raum usw.) versorgen kann. Fiir
Hausérzte in ldndlichen Raumen gibt
die aktuelle Kennzahl 1.670 Einwohner!
vor, die ein Hausarzt versorgen kann.”
Zur Versorgung der 122.232 Einwohner
im Landkreis Hersfeld-Rotenburg gibt
es heute 90 Hausirzte. Das entspricht
1.358 Einwohner je Hausarzt. Gemaifd
der geltenden Kennzahl ist der Land-
kreis sehr gut bis iiberversorgt. Das
stimmt jedoch nur zum Teil, denn in
drei Gemeinden fehlt ein Hausarzt oder
ist nur schwer zu erreichen.

Die Einwohner werden voraussichtlich
im Landkreis bis 2030 auf ca. 102.000
Einwohner zuriickgehen. Infolge der
Altersstruktur der Hausdrzte, werden
bis zu diesem Zeitpunkt 68 Hausirzte
in den Ruhestand gehen, so dass nur
noch 22 verbleiben. Nach den heutigen
Erfahrungen® besteht die Gefahr, dass
nur fiir jeden vierten Ruhestdndler ein
Nachfolger in den Landkreis kommt.
In dem Fall miissten 39 Hausdrzte im
Jahr 2030 etwa 102.000 Einwohner ver-

sorgen, d.h. jeder dieser Arzte wire fiir
die Versorgung von 2.615 Einwohnern
zustdndig. Diese Anzahl liegt weit {iber
der Kennzahlengrofie, womit eindeutig
ersichtlich wird, dass die Gefahr eines
medizinischen Versorgungsnotstands
besteht. Infolge dieses bedrohlichen
Szenarios wurde eine umfassende Kon-
zeption zur Sicherung der &drztlichen
Versorgung entwickelt, die im Wesent-
lichen darauf beruht, die Vorausset-
zungen zu verbessern, um Arzte fiir
den Landkreis zu gewinnen und die
Leistungseffizienz der Arzte zu verbes-
sern. Die Verbesserung der &rztlichen
Leistungen kann durch den Einsatz von
Versorgungsassistentinnen in Haus-
arztpraxen (VERAHS) erreicht werden.
Dadurch kann ein Hausarzt bis zu 50%
entlastet werden. Das entspricht nahe-
zu einer Verdoppelung seiner Arbeits-
leistung. Ein Hausarzt konnte dadurch
2.507 Einwohner versorgen, so dass im
Landkreis lediglich noch eine Unterver-
sorgung von etwa 4% zu erwarten ware.
Da jedoch kaum davon auszugehen ist,
dass jeder Hausarzt um 50% entlastet
wird wie es auch unsicher ist, ob dann
samtliche Praxen mit VERAHs ausge-
stattet sind, beinhaltet die Berechnung
Unsicherheiten. Deshalb ist das Kon-
zept zugleich darauf ausgerichtet die
Voraussetzungen fiir die Anwerbung
von Arzten zu verbessern, so dass durch
zusdtzliche Mediziner die drztliche Ver-
sorgung gesichert wird.

Einsatz von Kennzahlen im Bereich
Grundschulversorgung

Der Landkreis
weist heute mit 30 Grundschulen eine
gute Schulausstattung mit verhéltnis-
maflig guter Erreichbarkeit auf. Infolge
der demografischen Verdnderungen
steht ein deutlicher Schiilerriickgang

Hersfeld-Rotenburg
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Fufinoten

1

Kennzahlen

Ggf. zuziiglich eines Faktors, bei einem iiberdurchschnittlichen Anteil von Personen iiber 65 Jahre.

2 Gemeinsamer Bundesausschuss: Neufassung der Richtlinien iiber die Bedarfsplanung sowie die MafSstiibe zur Feststel-
lung von Uberversorgung und Unterversorgung in der vertragscirztlichen Versorgung (Bedarfsplanungs-Richtlinien)
Verdffentlicht 31.12.2012 BAnz AT 31.12.2012 B7

@

@

Geringe Studierendenzahl in dieser Studienrichtung und wenig Bereitschaft zur Tétigkeit im ldndlichen Raum.
wie in der Modellregion Vogelsbergkreis
Sekretariat der Stdndigen Konferenz der Kultusminister der Lénder in der Bundesrepublik Deutschland, IVC DS 1932-

5(15)3. Vorgaben fiir die Klassenbildung Schuljahr 2011/2012, Stand: November 201 1.

vom 13.12.2012, S. 18-19, unverdffentlicht.

bevor. Dadurch sinkt die Schiilerzahl
ggf. unter eine Mindestschulgrofie ab.
Als Mindestgrof3e fiir eine Grundschule
gehen die meisten Bundesldnder von
vier Jahrgangsklassen mit etwa 20 Schii-
lern aus, so dass fur eine Grundschule
die Kennzahl mindestens 80 Schiiler
gilt. In dem Landkreis werden bis 2030
infolge der demografischen Verdnde-
rungen 13 Grundschulen diesen Stan-
dard nicht mehr erreichen. Die Grofie
,»80 Schiiler , ist jedoch in Hessen durch
Vorgaben des Kultusministeriums kei-
ne zwingende GrofSe. Deshalb und weil
anzunehmen ist, dass als Folge der de-
mografischen Entwicklung langfristig
in ldandlichen Rdumen auch kleinere
Schulen erhalten bleiben, damit sie mit
zumutbaren Wegeaufwand  erreich-
bar bleiben, gehen die Uberlegungen*
von einer Mindestklassengréfie von 13
Schiilern aus, die sich aus dem hessi-
schen Klassenteiler von 27 Schiilern
ergibt.’ Dadurch ergibt sich eine niedri-
gere Kennzahl. Die Grundschule miiss-
te bei vier Klassen lediglich {iber die
Mindestanzahl von 52 Schiilern verfii-
gen. Aber selbst diese Schiilerzahl wird
voraussichtlich 2030 von acht Grund-
schulen nicht erreicht. Um die Unter-
schreitung der Sollgréfien transparent
darzustellen, wurde als Kennzahl ein
Auslastungsindex® gebildet, indem die
Anzahl der voraussichtlichen Schiiler
durch die Sollvorgabe dividiert wird. Je
mehr der Index iiber 1,0 liegt, umso bes-
ser ist die Schule ausgelastet und um-
gekehrt ist eine Unterauslastung umso
grofier, je mehr dieser unter 1.0 liegt.
Die Indexwerte verdeutlichten einen er-
heblichen Handlungsbedarf.

Im Landkreis besteht die Zielsetzung,
dass in jeder Gemeinde mindestens
eine Grundschule erhalten bleibt, was
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auf den Erhalt dieser gefihrdeten Schu-
len hinaus lduft. In dem Fall muss mit
hoheren Kosten gerechnet werden. Im
Wesentlichen geht es dabei um die Kos-
ten fiir das Lehrpersonal und die Kosten
des Schultrdgers fiir Erhalt und Betrieb
des Schulgebdudes, Sachmittel, Sekreta-
riat sowie Hausmeisterdienste. Zudem
ist dabei zwischen den Kosten als abso-
lute Grof3e und den Kosten je Schiiler zu
unterscheiden. Die Kosten fiir das Lehr-
personal als absolute Grofie werden
sich durch den Schiilerriickgang in dem
Mafle verringern, wie dadurch Klassen
wegfallen. Die Kosten je Schiiler hdngen
jedoch davon ab, wie weit die Kennzahl
fiir die Sollklassengrofien erreicht wird.
Ggf. bleiben diese Kosten selbst in den
Kleinschulen gleich, wenn durch jahr-
gangsiibergreifenden Unterricht die
Sollklassengrofie erreicht wird. Die Ent-
wicklung dieser Kosten ist schwer ein-
schitzbar, weil detaillierte Daten {iber
die Altersjahrgidnge an jedem Schul-
standort und das padagogische Konzept
vorliegen miissten. Grundsitzlich lésst
sich jedoch feststellen, dass sich die
Kosten fiir das Lehrpersonal je Schiiler
bei Anwendung entsprechender Kon-
zepte wie jahrgangsiibergreifender Un-
terricht nicht erhdhen miissen. Da die
Sollgrofien aber unter den Bedingungen
des Schiilerriickgangs selbst mit jahr-
gangsiibergreifenden Unterricht schwer
zu erreichen sind, ist tendenziell von
hoheren Kosten auszugehen.

Die Kosten der Schultrdger bleiben im
Wesentlichen gleich, da sie mit Ausnah-
me der durch die geringere Schiilerzahl
reduzierten Sachkosten unabhéngig
von der Schulauslastung bestehen. Da
diese Kosten sich dann jedoch auf we-
niger Schiiler verteilen, ist von einem
entsprechendem Anstieg der Kosten
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je Schiiler auszugehen. Dieser Anstieg
entspricht in etwa dem Riickgang der
Schiiler und kann als Kennzahl in Form
des prozentualen Anstiegs angegeben
werden. Damit lassen sich die steigen-
den Aufwendungen je Schiiler eindeu-
tig nachweisen, was zudem weitgehend
unabhingig von der zukiinftigen Ge-
halts- und Kostenentwicklung gilt. Ein
Teil dieser Kosten ldsst sich durch die
Bildung von Schulverbiinden, gemein-
samen Hausmeisterdiensten usw. etwas
reduzieren. In Einzelfdllen kann ggf.
ein Teil einer nicht mehr ausgelasteten
Grundschule fiir eine andere Nutzung
abgetrennt werden. Zu diesen Losun-
gen lassen sich jedoch nur bei Einzel-
fallbetrachtungen fundierte Aussagen
treffen. Die mit diesen Kennzahlen
einer Prozentangabe nachgewiesene
und veranschaulichte Kostenentwick-
lung kann dazu beitragen, dass die po-
litischen Entscheidungstrager auch auf
Gemeindeebene an interkommunalen
Schulkooperationen Interesse zeigen.

Resliimee

Die Kennzahlen in den Beispielen
unterstiitzen die politische Entschei-
dungsfindung, in dem sie Sachverhalte
wie prozentuale Kostensteigerung bei
Aufrechterhaltung kleiner Schulstand-
orte oder die Probleme der &rztlichen
Versorgung eindeutig und transparent
veranschaulichen. Zugleich zeigen die
Beispiele aber auch den Bedarf an zu-
sitzlichen Informationen, wie z. B. fur
die Beurteilung der Schulversorgung
die Definition der Mindestschulgrofie
und Klassengrofie. Das gleiche gilt fiir
konzeptionelle Losungen. Z. B. ergibt
sich durch den Einsatz von VERAHs
eine wesentliche gréfiere Leistungska-
pazitét fiir Hausérzte als in den Kenn-
zahlen der KV berticksichtigt.



Facharbeitskreise

Ausgangslage

Seit Jahren ist die Sicherung der medi-
zinischen und insbesondere hausérzt-
lichen Versorgung im ldndlichen Raum
Gegenstand vieler Diskussionen. Aus-
gangspunkt ist die Erfahrung, dass aus
Altersgriinden abzugebende Hausarzt-
praxen in ldndlichen, strukturschwa-
chen Regionen oftmals keine Nachfol-
ger finden, weshalb in vielen Gebieten
eine Unterversorgung droht. Ahnlich
kénnen Facharztpraxen bewertet wer-
den, die ebenfalls in den Bereich der
Grundversorgung eingeordnet werden
koénnen (Kinderirzte, Augenirzte etc.).

Im Aktionsprogramm regionale Da-
seinsvorsorge beschiftigen sich 16 der
21 Modellregionen mit diesem Thema.
Hierin driickt sich auch die Sorge aus,
dass der bevorstehende demografische
Wandel die Risiken der Unterversor-
gung noch verstdrken wird. Dabei wir-
ken zwei Facetten zusammen:

e Aus der Altersstruktur der vorhan-
denen Hausirzte ist eine vermehrte
Aufgabe von Arztpraxen zu erwar-
ten, fiir die bereits heute und umso
mehr in Zukunft' schwer Nachfolger
zu finden sind.

e Die Alterung der Bevdlkerung kann
auch bei stagnierenden oder sin-
kenden Bevolkerungszahlen zu ei-
nem erhohten Bedarf an &rztlichen
Leistungen fiihren (z. B. Zunahme
chronischer Krankheiten und multi-
morbider Patienten).

Das dominante Erkldrungsmuster fiir
den ,Landarztmangel” sind die gegen-
iiber den stddtischen Rdumen nicht
wettbewerbsfdhigen Lebens- und Ar-
beitsbedingungen. Die Mehrheit der
in den Universititsstadten ausgebilde-
ten Mediziner bevorzugt - wie andere
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Berufsgruppen auch - das Leben in der
Stadt bzw. in stiddtisch geprégten Regi-
onen.? Differenzierte Arbeitsmirkte (z.
B. fiir die berufstitigten Partner), attrak-
tive Schulangebote fiir die Kinder, die
groflere Bandbreite an Freizeit-, Kul-
tur- und Einkaufsangeboten und nicht
zuletzt das dichtere Netz von Kollegen
fiir einen fachlichen Austausch sind da-
bei wichtige Faktoren. Hinzu kommt die
vielfach artikulierte Einschdtzung, dass
Aufwand und Ertrag beim Betrieb einer
Landarzpraxis in einem ungiinstigen
Verhiltnis zueinander stehen.

Das Aktionsprogramms regionale Da-
seinsvorsorge und damit der Arbeits-
kreis kann und muss in diesem The-
menfeld auf eine Vielzahl bisheriger
Diskussionen, darauf basierender Ini-
tiativen und kontinuierlich vorgenom-
mener gesetzlicher Anderungen Bezug
nehmen.?

Ausrichtung des Facharbeitskreises

Am 23. April 2013 fand die erste Sitzung
des Arbeitskreises ,Hausarztliche Ver-
sorgung” statt. Eine Hauptaufgabe der
Sitzung war es, einen spezifischen Zu-
gang des Arbeitskreises zu den Themen
der Hausarztversorgung im lédndlichen
Raum zu finden. In Abgrenzung zu den
vielfdltigen Foren und Teilthemen der
gesundheitspolitischen Debatte wurde
diskutiert, dass dieser Zugang insbeson-
dere in der Betonung der spezifischen
kommunalen bzw. regionalen Hand-
lungsmoglichkeiten besteht. Dement-
sprechend sollen zwar fiir die Haus-
arztversorgung relevante, aber in der
allgemeinen  gesundheitspolitischen
Debatte ausreichend besetzte Themen
wie z. B. neue Vergiitungsformen nur
dann behandelt werden, wenn sie die
regionalen  Handlungsmoglichkeiten

spiirbar beeinflussen. Insgesamt hat
sich der Arbeitskreis wéhrend seiner
ersten Sitzung fiir die weitere Befassung
mit den folgenden Themen ausgespro-
chen.

Neue Bedarfsplanung

Uber die Bedarfsplanung wird ausge-
hend von Kennziffern zur Versorgungs-
dichte (Arzt/Einwohner) festgelegt, wie
viele Kassenarztsitze in einer Planungs-
region (in der Regel Landkreise und
kreisfreie Stddte) genehmigungsfahig
sind oder betrieben werden kdnnen.
Das Instrument wurde zu Beginn der
neunziger Jahre eingefiihrt und diente
i. W. zur Begrenzung einer wachsenden
Uberversorgung aufgrund steigender
Arztzahlen. Bei festgestellter Uber-
versorgung (>110%) und Unterversor-
gung (<75%) konnen entsprechende
Mafsnahmen zur Korrektur angewandt
werden. Als problematisch an der bis-
herigen Bedarfsplanung wurde ei-
nerseits die Orientierung an den 1990
festgestellten lokalen/regionalen Ver-
sorgungskennziffern angesehen, so dass
damals vorhandene Versorgungsschief-
lagen bis heute fortgeschrieben werden.
Zum anderen wird kritisiert, dass die
Planungsrdume den tatsdchlichen Ver-
sorgungsstrukturen nicht entsprechen
und insofern keine ausreichende Steu-
erungsfunktion entfalten. Insbesondere
im hausérztlichen Bereich konnte eine
Tendenz zur Verlegung der Arztsitze in
die Grof3- und Mittelstddte beobachtet
werden, so dass im Ergebnis unterver-
sorgte Teilrdume entstanden sind, ob-
wohl in der Planungsregion (Landkreis)
statistisch eine Vollversorgung gegeben
ist. Hieran schliefit sich die Forderung
an, die Planungsregionen speziell fiir
den hausirztlichen Bereich zu verklei-
nern.

MORO-Informationen 10/3 - 11/2013
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Ausgehend vom GKV-VStG wurde eine
Reform der Bedarfsplanung auf den
Weg gebracht, die seit Anfang 2013 gilt.
Eine wichtige Neuerung ist, dass die Pla-
nungsregionen nicht iiber verschiedene
Arztgruppen einheitlich sind und sich
stattdessen an den Spezialisierungs-
grad und den damit einhergehenden
Einzugsbereichen orientieren. Speziell
fiir den hausérztlichen Bereich ergeben
sich folgende wesentliche Anderungen:

o Fiir die Hausdrzte wird eine ein-
heitliche Versorgungskennziffer
unabhingig von den historisch ge-
gebenen Arztdichten angewandt.
Demnach versorgt ein Hausarzt ca.
1.600 Einwohner. Abweichungen
davon werden als Unter-/Uberver-
sorgung interpretiert und ermdgli-
chen Korrekturmafinahmen.

o Fiir die Hausdrzte werden nun als
Planungsregionen die 879 Mittel-
bereiche (BBSR) angewandt (bisher
395 Kreise). Im Einzelfall kann auch
eine davon abweichende Raumglie-
derung (z. B. Ortsteile / Stadtteile)
genutzt werden, um spezifische Ver-
sorgungsziele zu erreichen.

Die Neufassung der Bedarfsplanung
stand explizit unter dem Vorzeichen ei-
ner verbesserten Versorgung auf dem
Land, insbesondere der hausirztlichen
Versorgung. Damit verbunden, wurden
fiir 1.000 Hausérzte sowie fiir 1.350 Psy-
chotherapeuten neue Zulassungsmog-
lichkeiten geschaffen. Um den regiona-
len Besonderheiten weiter Rechnung zu
tragen, wurdederbereitszuvor beschlos-
sene, aber zunédchst ausgesetzte Demo-
grafiefaktor konkretisiert, so dass der
aus einer besonders alten Bevolkerung
resultierende Mehrbedarf an (haus-)
arztlichen Leistungen kiinftig in der Be-
darfsplanung Beriicksichtigung findet.

MORO-Informationen 10/3 - 11/2013

Im Arbeitskreis wurde die Einschédtzung
formuliert, dass die Mdoglichkeiten der
neuen Bedarfsplanungsrichtlinie vor
Ort unzureichend bekannt und dement-
sprechend nicht ausgeschopft werden.
Insbesondere im Dialog mit den zustén-
digen KVen bestehen Moglichkeiten,
die Bedarfsplanung abweichend von
den rdumlichen Standardzuschnitten
auszugestalten und (bei festgestellter
oder drohender Unterversorgung) spe-
zifische Mafinahmen zur Férderung der
hausérztlichen Versorgung zu ergreifen.
In diesem Kontext soll der Arbeitskreis
die Aufgabe iibernehmen,

o die Moglichkeiten der neuen Be-
darfsplanung darzustellen und in
ihren regionalen Anwendbarkeit zu
diskutieren,

« organisatorische Eckpunkte (Betei-
ligte, Vorgehensweisen) fiir einen
Dialog der regionalen Gesundheits-
akteure vorzuschlagen,

o mit Blick auf die Ausgangssituation
und Losungsansitze in den Modell-
regionen ggf. Empfehlungen zur
Weiterentwicklung der Bedarfspla-
nung fiir den hausarztlichen Bereich
zu formulieren.

Neue Betriebsformen

Auflerhalb der Krankenhduser domi-
niert in der medizinischen Versorgung
die kleinbetrieblich organisierte Praxis.
Allerdings werden gesundheitspolitisch
als auch von den Leistungserbringern
/ Arzten selber im Ubergang zu grofie-
ren Einheiten vielfach Vorteile gesehen.
Grob strukturiert lassen sich die Vorteile
in drei Aspekten zusammenfassen.

o Gesteigerte Ertragskraft aus den
Groflenvorteilen: Insbesondere die
Moglichkeiten der Kostenteilung
eines gemeinschaftlichen Betriebes

Facharbeitskreise

kénnen die Ertragskraft stdrken.
Hierzu zdhlen auch die Kostenvor-
teile des Angestelltenverhaltnisses,
das viele jiingere Arzte bevorzugen,
da sie dann kein unternehmerisches
Risiko zu tragen haben.

e Bessere medizinische Versorgung
auf der Basis kooperativer Spezia-
lisierung: Unterschiedliche Arzte
arbeiten in einem Verbund zusam-
men und schaffen so ein breiteres
Angebot ,unter einem Dach”

o Vereinbarkeit mit den individuellen
Interessen bzw. Lebensentwiirfen:
Aus der Zusammenarbeit entstehen
grofiere Flexibilitdten in der Arbeits-
zeitgestaltung (Urlaub, gegenseitige
Vertretung, Ubernahme von Not-
diensten) mit dem Vorteil einer aus-
geglicheneren Work-Life-Balance.
Zudem hat sich gezeigt, dass die
Bereitschaft zur Ubernahme der
unternehmerischen Verantwortung
und der damit einhergehenden ldn-
gerfristigen Bindung an einen Ort
nur noch in abnehmendem Mafle
gegeben ist. Insofern werden immer
héufiger
bevorzugt.

Angestelltenverhéltnisse

Als traditionelle Form der Kooperation
im Bereich der niedergelassenen Arzte
sind Gemeinschaftspraxen® und Pra-
xisgemeinschaften bekannt. Mit dem
Gesundheitsmodernisierungsgesetz
(2004) wurden als neue Betriebsform
die Medizinischen Versorgungszentren
(MVZ) eingefiihrt. Ihre Zahl ist bis 2011
rasant auf iiber 1.700 MVZ mit ca. 9.400
Arzten angestiegen.’

Zwar befindet sich der grofite Teil der
MVZ in grofieren Stidten (46,3%) und
nur ein kleinerer Teil (15%) in ldndli-
chen Regionen. Interessant ist jedoch,
dass die MVZ in den Stddten primér
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Am Facharbeitskreis wirkten u. a. Vertreter aus den Modellregionen und aus folgenden Institutionen mit:

o Kassendirztliche Vereinigung Schleswig-Holstein

o Kassendirztliche Vereinigung Sachsen-Anhalt

o GKV Spitzenverband
e Bundesdrztekammer

o Zentralinstitut fiir die kassendirztliche Versorgung

o Institut fiir Community Medicine an der Universitdt Greifswald

o Institut fiir Allgemeinmedizin an der Universitdt Frankfurt am Main
o Geschdiftsstelle des Sachverstindigenrates Gesundheit

o Kompetenzzentrum Allgemeinmedizin an der Universitdit Heidelberg

von Fachérzten gebildet werden und
die MVZ in ldndlichen stédrker auf die
wohnortnahe, umfassende Versorgung
ausgerichtet sind.® Der mit Konzentra-
tionstendenzen verbundene und daher
fiir die flachenhafte Versorgung poten-
ziell nachteilige Ubergang zu gréfieren
Betriebsformen korreliert bei den MVZ
im landlichen Raum mit einer relativ
groflen Zahl von Zweigpraxen. Insge-
samt 35 % der MVZ betreiben Zweigpra-
xen.

Gerade aus der Kombination grofierer
betriebswirtschaftlicher und damit auch
rechtlicher Einheiten bei gleichzeitigem
Aufbau dezentraler, kleinteiliger Stand-
orte (Filialen) deutet sich eine Mog-
lichkeit fiir die verbesserte Versorgung
diinn besiedelter Rdume an. Insofern
hat der Gesetzgeber auch den normalen
Praxen die Mdglichkeit eingerdumt, Fi-
lialen zu betreiben. Mit der Einfithrung
des GKV-VStG muss nun lediglich belegt
werden, dass sich das Versorgungsange-
bot am Stammsitz nicht wesentlich ver-
schlechtert.

Aufgrund der Schwierigkeiten bei der
Nachbesetzung von kleinen Einzelpra-
xen wird in den Modellregionen der
Ubergang zu neuen Betriebsformen (z.
B. hausirztliche MVZ) zum Teil aktiv
begleitet bzw. forciert. Durch den Ar-
beitskreis soll in diesem Kontext disku-
tiert werden,

o wie die regionalen Akteure die
Griindungsprozesse anregen und
unterstiitzen konnen,

« welche Trégerschaften (und Koope-
rationen) jeweils sinnvoll und im
Rahmen der gesetzlichen Rahmen-
bedingungen moglich sind bzw. er-
moglicht werden sollten,
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o welche Gréflenordnungen im Sinne
einer betriebswirtschaftlichen Trag-
fahigkeit, hoher Arbeitsplatzqualitét
und hausérztlicher Versorgungs-
qualitédt sinnvoll sind,

¢ durch welche Zusatzangebote (mo-
bile Dienste, Filialen, Fahrdienste)
eine Versorgung in der Flidche si-
chergestellt werden kann und wie
diese finanziert werden sollten,

o welche neuen Berufsbilder im Er-
gebnis entstehen und wie diese in
die Leistungsstruktur (organisato-
risch und wirtschaftlich) integriert
werden sowie welche ausbildungs-
seitigen und rechtlichen Rahmen-
bedingungen zu schaffen sind,

e wie eine sinnvolle Steuerung der
Standortwahl in Kooperation von
KV-Zulassung, Bedarfsplanung, Re-
gionalplanung und kommunaler
Bauleitplanung gelingen kann.

Aus- und Weiterbildung

Die Akteure im Gesundheitswesen
haben seit ldngerer Zeit erkannt, dass
die hausérztliche Tétigkeit und insbe-
sondere die hausérztliche Tétigkeit auf
dem Land an Wertschidtzung des me-
dizinischen Nachwuchses verloren ha-
ben. Dies wurde auch vom Arbeitskreis
so eingeschitzt. Damit verbindet sich
auch ein riickldufiger Stellenwert in der
Ausbildung und Forschung bezogen
auf hausédrztliche Themen. Unter den
Bedingungen eines (drohenden) Arz-
temangels fiihrt dies vor allem in den
diinn besiedelten, peripheren Regio-
nen zu Versorgungsproblemen. Dem-
entsprechend engagieren sich Kassen,
KVen, politische Korperschaften und
sonstige interessierte Akteure (Stiftun-
gen, Medien) fiir die Nachwuchsforde-
rung durch folgende Mafinahmen:

Informationsveranstaltungen oder
Informations-/Werbekampagnen
fiir den Landarztberuf

Finanzierung von Lehrstiihlen / Stu-
diengéngen fiir Allgemeinmedizin

o Vergabe von Stipendien (verbunden
mit der Verpflichtung zur Aufnahme
einer Landarzttitigkeit

Finanzielle Unterstiitzung von Wei-
terbildungsstellen in Landarztpra-
xen

Die sinkende Attraktivitit des Land-
arztberufs wird im Arbeitskreis auch im
Kontext der Diskussion zu den neuen
Betriebsformen thematisiert. Dariiber
hinaus ist jedoch auch von Bedeutung,
wie die angehenden Mediziner wihrend
der Ausbildung und insbesondere der
Weiterbildung an das Arbeitsfeld und
die ldndlichen Regionen herangefiihrt
werden. In diesem Zusammenhang
mochte der Arbeitskreis diskutieren,

o wie es {iber Stipendien, Praktika und
vergleichbare Instrumente gelingen
kann, angehende Mediziner an die
landlichen Regionen zu binden und
wie diese finanziert werden konnen,

o wie z. B. durch regionale Weiterbil-
dungsverbiinde (0. A.) eine hoch-
wertige und abwechslungsreiche
Ausbildung zum Hausarzt angebo-
ten werden kann,

o wie die damit verbundenen Triger-
schafts- und Finanzierungsfragen
gelost werden kénnen und ob ggf.
Anpassungen in den Ausbildungs-
ordnungen erforderlich sind.
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o Bundesgesundheitsministerium

o Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

o Niederscichsisches Sozialministerium

o Ministerium fiir Arbeit, Gesundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern
e Hessisches Sozialministerium

o Ministerium fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz Brandenburg

Fufinoten

! Wiihrend heute das Verhdiltnis von
altersbedingt ausscheidenden und
nachfolgenden jungen Arzten noch
einigermaySen giinstig ist, wird sich
diese Relation in Zukunft deutlich
verschlechtern, was sich insbeson-
dere auf die liindlichen Rdume
auswirken wird.

Siehe: Uni Leipzig: Analyse von
Anreizen fiir die Niederlassung von
Arzten, 2009.

Insbesondere das zum 1. Januar

@

5

Die Zahl der in Gemeinschaftspra-
xen téitigen Arzte ist zwischen 1993
und 2010 um 70% gestiegen (siehe:
Commerzbank: Branchensteckbrief
Fachdirzte, August 2012, S. 9).

Siehe: KBV: MVZ-Survey 2011.
Medizinische Versorgungszentren in
léindlichen Regionen. Berlin 2012.
Siehe: KBV: MVZ-Survey 2011.
Medizinische Versorgungszentren in
léindlichen Regionen.

Berlin 2012, S. 9.

2012 in Kraft getretene GKV-Versor-
gungsstrukturgesetz (GKV-VStG)
nimmt in vielen Facetten Bezug zu
einer verbesserten hausdrztlichen
Versorgung auf dem Land und hat
von daher eine besondere Bedeutung
im Kontext des hier behandelten
Themas.

Beispiel aus den Modellregionen:
Hausarztakademie Hersfeld-Rotenburg

Die Modellregion Hersfeld-Rotenburg hat im Rahmen des MORO einen ihrer Schwerpunkte auf die hausdrztliche Versor-
gung in der Region gelegt. Die Region ist aktuell noch verhdltnismdjSig gut mit Einrichtungen der medizinischen Versor-
gung ausgestattet. Dazu tragen insbesondere mehrere Kliniken bei. Bei den Hausdrzten zeigt sich jedoch, dass einzelne
Orte der Region deutlich schlechter versorgt sind als andere. Die im Rahmen des MORO durchgefiihrten Analysen lassen
befiirchten, dass sich das Praxisnetz weiter ausdiinnen wird. In der Modellregion wird daher angestrebt die Attraktivitdit
der medizinischen Tdtigkeit im Landkreis zu erh6hen. Im Fokus steht dabei die bereits seit 2011 bestehende Hausarztaka-
demie Hersfeld-Rotenburg e.V. In diesem Zusammenschluss der lokalen Kliniken und niedergelassenen Arzten werden
Jjunge Arzte in der Weiterbildung zum Allgemeinmediziner begleitet. Vor, wéihrend und nach der Weiterbildung stehen
Mentoren als Ansprechpartner zur Seite und unterstiitzen auch noch in den ersten Jahren der Niederlassung. Hinzu kom-
men weitere Angebote wie die Hilfe bei der Suche nach einer Wohnung oder einer Kinderbetreuung. Neben dem Bestreben
durch die Hausarztakademie junge Arzte fiir eine Ansiedlung in der Region zu gewinnen, sollen die Arbeitsbedingungen
der Hausdrzte durch die Schaffung von Méglichkeiten der Téitigkeit im Angestelltenverhdltnis und/oder Halbtagstditigkeit
verbessert werden. Angedacht ist in diesem Zusammenhang auch, dass die Hausarztakademie als Betreiber von Praxen
aktiv wird.
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Ausgangslage

Die gesellschaftliche Diskussion zum
Themenkreis ,Leben im Alter” ist in
den vergangenen Jahren facettenreicher
geworden. Lingst werden alte oder &l-
tere Menschen nicht mehr vorwiegend
als hilfsbediirftig wahrgenommen. Im
Grundsatz gilt, dass die heute an der
Schwelle zum Renteneintritt stehende
Generation wohlhabender, gesiinder
und aktiver ist als alle vorhergehenden
Generationen. Die Freisetzung aus den
Zwéngen des Erwerbs- und Familien-
lebens sowie die wachsende persén-
liche Reife und Gelassenheit werden
durchaus als Zugewinn interpretiert.'
Thre wirtschaftliche Situation und ihre
Wohnsituation werden von dieser Ge-
neration hiufig als sehr positivempfun-
den. Mit zunehmendem Alter nehmen
jedoch die Nachteile des Alterwerdens
zu. Zentral ist, dass nachlassende Ge-
sundheit und Kraft die Selbstdndigkeit
und die Unternehmungslust untergra-
ben. Mit der Unterstiitzungsbediirftig-
keit wichst die Abhdngigkeit von Ande-
ren. Die schwindenden Moglichkeiten,
selbst den Alltag und das soziale Leben
aktiv zu gestalten, lassen das Risiko der
Vereinsamung steigen.? Diese Befunde
diirften sich zwischen Stadt und Land
nicht wesentlich unterscheiden.

Oft assoziiert man mit dem Leben in
dorflichen Strukturen einen engeren
familidren und nachbarschaftlichen Zu-
sammenbhalt. Auch sind die Frauener-
werbsquoten in den ldndlichen Raumen
noch nicht ganz auf dem hohen Niveau
der Stadtregionen. Hieraus ergédbe sich
das Potenzial einer erh6hten gegensei-
tigen Unterstiitzungsbereitschaft. Auf
der anderen Seite sind die lédndlichen
Rdume vielfach von der Abwanderung
junger Menschen geprigt, so dass die
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Moglichkeiten der gegenseitigen Unter-
stlitzung zwischen den Generationen
schwieriger werden. Ein entscheiden-
der Unterschied zwischen Stadt und
Land diirfte das unterschiedlich eng
gekniipfte Netz von Unterstiitzungsan-
geboten und Infrastrukturen sein. Letzt-
lich bleibt die Frage, ob die Probleme in
Stadt oder Land grofier ausfallen, zweit-
rangig. Wichtig wird jedoch sein, die im
jeweiligen rdumlichen Kontext geeigne-
ten Losungen zu finden.

Auf einer eher grundsétzlichen Ebene
lasst sich Handlungsbedarf ableiten,
wenn dltere Menschen in ihrer alltagli-
chen Lebensfiihrung auf Unterstiitzung
angewiesen sind. Die Einfithrung der
Pflegeversicherung 1994 war bereits
eine erste Reaktion auf eine diesbeziig-
liche Liicke zwischen den begrenzten
innerfamilidren = Unterstiitzungsmog-
lichkeiten und den Leistungen des Ge-
sundheitssystems. Die Sozialhilfe hat
bis dato eine Teilfinanzierung der Pflege
geleistet. Allerdings beschrianken sich
die Pflegeversicherung und die von ihr
finanzierten Leistungen bislang auf ei-
nen Pflegebedarf, der in der Regel erst
bei recht massiven gesundheitlichen
Beeintrachtigungen (oder Behinderun-
gen) auftritt. In der Konsequenz greifen
die iiber die Pflegekassen finanzierten
Leistungen erst, wenn die Unterstiit-
zungsbediirftigkeit schon recht weit
fortgeschritten ist. Kleinere Alltagshil-
fen im Ubergangsbereich zu typischen
haushaltsnahen Dienstleistungen (Ein-
kaufshilfen, Fahrdienste, Putzhilfen,
soziale Betreuung, praventive MafSnah-
men der Gesunderhaltung) oder auch
ein episodischer Unterstiitzungsbedarf
(z. B. im Falle einer akuten Erkrankung)
werden kaum abgedeckt. Auch wenn der
Pflegebegriff eine in diese Richtung ge-

hende Interpretation zuldsst, behindern
Finanzierungsengpdsse und Fachkrif-
temangel die Einl6sung entsprechender
Anspriiche. Dies wird am besten im in-
ternationalen Vergleich sichtbar, in dem
sich die deutsche Pflegeversicherung
als eher sparsam finanziert und dem-
entsprechend auf pflegerische Kernleis-
tungen reduziert darstellt. 3

In der Konsequenz aus schon weit-
gehend ausgeschopften (und mogli-
cherweise kiinftig weiter sinkenden?)
innerfamilidren Unterstiitzungspoten-
zialen und einem auf Kernaufgaben be-
schriankten Pflegesystem ergeben sich
demzufolge insbesondere Versorgungs-
liicken im Bereich der einfachen Alltags-
unterstiitzung (haushaltsnahe Dienst-
leistungen), in der Unterstiitzung einer
moglichst aktiven Lebensfiihrung (sozi-
ale Kontakte, Freizeitgestaltung, Bewe-
gung/Sport, sinnstiftende Betdtigung)
und der kurzfristigen Unterstiitzung im
akuten Bedarfsfall. Diese Aspekte bilden
somit auch den Rahmen der im Arbeits-
kreis behandelten Themen.

Quartierskonzepte als Ldésung fiir
den landlichen Raum

Seit einigen Jahren besteht (nahezu) ein
Konsens, dass zur SchliefSung derartiger
Versorgungsliicken eine kleinrdumige
Vernetzung und bedarfsgerechte Aus-
gestaltung unterschiedlicher Leistun-
gen erfolgen muss. Dies verbindet sich
insbesondere mit dem Begriff des Quar-
tiers und der Quartierskonzepte. Diese
Grundlinie in der Argumentation findet
sich sowohl bei Wohlfahrtsverbdnden
als auch bei Kommunalverbdnden und
nicht zuletzt bei Bund und Léndern.’

Grundlegend ist dabei, dass aus dem
Quartier heraus spezifische Losungen
fiir die jeweiligen Bedarfe gesucht wer-

MORO-Informationen 10/3 - 11/2013



Forschungsfeld: Aktionsprogramm regionale Daseinsvorsorge

den und diese Suche an den jeweils
vorhandenen bzw. fiir das Quartier mo-
bilisierbaren Potenzialen ansetzt. Kon-
kret bedeutet dies: ,Jemand“ muss die
Bedarfssituation vor Ort bzw. im Quar-
tier / Dorf erkunden und Ideen entwi-
ckeln, wie vorhandene sozialstaatliche
Leistungs- und Finanzierungsstrange
wirtschaftlich und organisatorisch ein-
gebunden werden kénnen. Hierzu miis-
sen Partner (z. B. Wohlfahrtsverbznde)
angesprochen, {iiberzeugt, koordiniert
und ggf. Kooperationsvertrdge ausge-
handelt werden. Nicht minder wichtig
ist es in der Regel, geeignete Rdume
zu finden, sie herzurichten (als Treff-
punkte, fiir spezifische Angebote oder
als altersgerechter Wohnraum) und fiir
deren langfristige Bewirtschaftung eine
geeignete Losung / Tragerschaft auf-
zubauen. Schliefllich leben derartige
Quartierskonzepte von der Einbindung
ehrenamtlicher Potenziale und vom
Aufbau guter Nachbarschaften (infor-
melle Nachbarschaftshilfe). Dabei geht
es nur vordergriindig um Kosteneinspa-
rung. Mindestens ebenso wichtig ist die
sinnstiftende und ggf. sogar salutogene-
tisch, d.h. auf den Prozefd der gesund-
heit gerichtete wirksame Aktivierung
der Bewohner.

Schon aus dieser sehr kursorischen
Beschreibung wird deutlich, dass die
Entwicklung und Umsetzung von
Quartierskonzepten fiir das Leben und
Wohnen im Alter mit einem erhebli-
chen Aufwand und hohen Qualifikati-
onsanforderungen verbunden ist. Die
mittlerweile dokumentierten guten
Beispiele (z. B. im Netzwerk SONG)
verdeutlichen einerseits die Tragfahig-
keit des Quartiersansatzes, fithren aber
auch zu der These, dass die Verbreitung
und vielfache Nachahmung derartiger
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Quartierskonzepte nicht allein durch
den Vorbildeffekt der guten Beispiele in
Gang kommt. Entscheidend ist, dass der
Organisations- und Vernetzungsauf-
wand im Einzelfall hoch bleibt und vor
Ort ,jemand“ gefunden werden muss,
der diesen Aufwand schultert. Insofern
sind die Entstehungsbedingungen der
vorhandenen Beispiele hinsichtlich
Motivation und Leistungsfiahigkeit zu
beachten: Einmal handelt es sich um
Beispiele, die im Umfeld des Netzwer-
kes SONG entstanden und insofern
von dem damit verbundenen fachpoli-
tischen Pioniergeist getragen werden.
In anderen, eher von der Biirgerschaft
organisierten Féllen sind es wie bei der
Seniorengenossenschaft Riedlingen
auflergewOhnliche, in den handelnden
Personen begriindete Konstellationen.
Beides kann kaum die Grundlage einer
Ubertragbarkeit und einer entsprechen-
den Verbreitung bzw. Regelanwendung
sein.

Hoffnungen richten sich hingegen auf
die Wohnungswirtschaft.® Diese Hoff-
nung ist insofern begriindet, da sich
hier aus derartigen Quartierskonzepten
betriebswirtschaftlich wirksame Vortei-
le ableiten lassen. Entsprechende am
Leitbild der ,sorgenden Gemeinschaft”
ausgerichtete Konzepte sichern die
Lebensqualitdt im Quartier nicht nur
fiir alte Menschen. Dies kann die Basis
erhohter Wohndauern (weniger Woh-
nungswechsel, reduzierte Leerstands-
risiken) und erhohter Mietzahlungsbe-
reitschaft sein. Als Pionierfall wird dabei
seit Jahren auf das sogenannte , Biele-
felder Modell‘, ein bekanntes Beispiel
fiir das selbstbestimmte Wohnen von
pflegebediirftigen dlteren und jiingeren
Menschen, verwiesen. Allerdings fin-
det auch dies nur schleppend Eingang

Facharbeitskreise

in eine breitere Anwendung. Selbst
wenn dies anders wire, bleibt jedoch
das Problem, dass nur ein kleiner Teil
der Wohnungsbestinde im Eigentum
der organisierten Wohnungswirtschaft
ist. Dieser konzentriert sich zudem auf
die Stddte, so dass die Umsetzung von
Quartierskonzepten auf dem Land nicht
auf eine starke Partnerschaft mit der
Wohnungswirtschaft setzen kann.

Ein Grundproblem in der Entwicklung
und Umsetzung von Quartierskon-
zepten diirfte sein, dass die Geschéfts-
modelle etablierter Akteure aus Woh-
nungswirtschaft, Wohlfahrtsverbianden,
Gesundheitswirtschaft usw. sektoral
gegliedert sind, die aus der Umsetzung
entstehenden Vorteile jedoch kleintei-
lig in unterschiedlichsten Bereichen
anfallen. Somit refinanziert sich der
Aufwand fiir die Quartiersarbeit aus
der Sicht der etablierten Akteure nicht
oder nur unzureichend. Insofern kann
man nicht erwarten, dass sich aus den
normalen Motivlagen der etablierten
Akteure heraus ein besonderes Enga-
gement fiir eine querschnittsorientier-
te Quartiersarbeit ergibt. Das Quartier
und das Dorf bleiben ein sozialrdumli-
ches Konstrukt ohne eine ausreichend
handlungsfihige institutionelle Gestalt.
Von daher scheitert eine ,bottom-up“
gedachte Entwicklung und Umsetzung
von Quartierskonzepten (abseits der
unter Sonderbedingungen zustande
gekommenen Modellfille) an einer
Art ,Nicht- oder Unterinstitutionalisie-
rung“ des Quartiers oder Dorfes. Dabei
kann man erwarten, dass das Dorf auf-
grund der nicht so dicht gespannten
Netze potenzieller Partner im Vergleich
zum Stadtquartier noch vor schwierige-
ren Ausgangsbedingungen steht.
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Am Facharbeitskreis wirkten u. a. Vertreter aus den Modellregionen und aus folgenden Institutionen mit:

o Ev. Hochschule Freiburg, Rechts- und Verwaltungswissenschaften
o Universiltdit Bielefeld, Institut fiir Pflegewissenschaften

o FH Niederrhein

o GKV Spitzenverband

o Netzwerk: Soziales neu gestalten
e Landfrauenverband

e Landesbiiro altengerechte Quartiere Nordrhein-Westfalen

e Bertelsmann Stiftung
e Deutsches Zentrum fiir Altersfragen

Grundausrichtung des Arbeitskrei-
ses

Der Arbeitskreis hat in seiner ersten
Sitzung am 28.05.2013 in Berlin die
Einschitzung geteilt, dass die Umset-
zung der vielfach geforderten Quartiers-
konzepte an einem unzureichenden
organisatorisch-institutionellen Riick-
grat scheitert. Vor diesem Hintergrund
haben die damit unmittelbar in Ver-
bindung stehenden Themen Zustim-
mung erfahren und sollen insofern als
inhaltliches Grundgeriist der weiteren
Diskussion und Bearbeitung durch den
AK ,Altern im ldndlichen Raum" heran-
gezogen werden.

Mobilisierung und Organisation von
Dorfgemeinschaften

Quartierskonzepte brauchen eine star-
ke Verankerung vor Ort, damit bediirf-
nisgerechte und realistisch umsetzbare
Losungen entstehen konnen. Gerade
in landlichen Rdumen bzw. dorflichen
Strukturen kann dies kaum von Stell-
vertreterorganisationen geleistet wer-
den (z. B. Wohnungswirtschaft oder
Wohlfahrtsverbinde). Insofern sind die
Quartierskonzepte hier noch stérker als
inder Stadtvon einer gelingenden Selbst
organisation der Dorfgemeinschaften
abhéngig. Nur in Ausnahmefillen diirfte
diese jedoch aus eigener Kraft gelingen.

In diesem Themenblock wird durch den
Arbeitskreis zu diskutieren sein, wie die
Regionen / Kommunen Mobilisierungs-
strategien anlegen konnen und welche
konkreten Losungen damit verbunden
sind. Hierzu gehoren z. B. folgende The-
men und Fragestellungen:

o Auswahl geeigneter Dorfer z. B.
durch vorbereitende Analysen (wel-
che Auswahlkriterien?) oder durch
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Wettbewerbsverfahren (Ausschrei-
bung von Startforderungen)

 Unterstiitzung der Selbstorganisati-
on durch externe Moderatoren und
/ oder Schulungen fiir die identifi-
zierten Hauptprotagonisten

o Auseinandersetzung mit guten Bei-
spielen und Vorbildern zu unter-
schiedlichen Themen (z. B. Woh-
nen/Pflege, Mobilitdt, Versorgung)

o Einbettung in eine politische Kom-
munikation, die die Verantwor-
tungsbereiche offentlichen Han-
delns und selbstverantwortlichen
biirgerschaftlichen Handelns the-
matisiert.

Tragerschaftslosungen auf der

Dorfebene

Mit hoher Wahrscheinlichkeit benétigt
die Umsetzung von Quartierskonzepten
auf der Dorfebene eine dauerhafte insti-
tutionelle Verankerung. Dabei wird es in
Abhingigkeit von der konkreten thema-
tisch-konzeptionellen Ausrichtung im
Einzelfall unterschiedliche Losungen
geben z. B. hinsichtlich der gewidhlten
Rechtsform (Verein, Stiftung, Genos-
senschaft, GmbH). In diesem Zusam-
menhang ist zu diskutieren,

o welche Arbeitsbelastungen fiir die
Selbstorganisation realistischerwei-
se unterstellt und welche Qualifika-
tionen erwartet werden konnen,

o welche Rechtsformen geeignet sind
(z. B. Vereine, Genossenschaften)
bzw. welche spezifischen Vor- und
Nachteile in Abhidngigkeit von der
Ausgangssituation und der Aufga-
benstellung bestehen,

e wie die entsprechenden Griin-
dungsprozesse unterstiitzt werden
koénnen und spezifische (wirtschaft-

liche) Risiken abgefedert werden
kénnen,

o wie nach der Griindung die Aufnah-
me des , Betriebs” und eine nachhal-
tige Weiterentwicklung unterstiitzt
werden kann.

Riickgrat und Patenschaftsorganisa-
tionen auf regionaler Ebene

Trotz der jeweils spezifischen Ausge-
staltung wird es immer wiederkehrende
Handlungs- und Geschiftsfelder geben,
die sehr dhnliche Losungen erfordern
(z. B. das nachbarschaftlich flankierte
Pflegenetzwerk, die selbst organisier-
te Wohngruppe, der biirgerschaftlich
getragene Fahrdienst / Biirgerbus). Es
wire eine immense Uberforderung fiir
die Dorfgemeinschaften als Trédger, die-
se Handlungsfelder in all ihren organi-
satorischen und wirtschaftlichen Vor-
aussetzungen selbst zu strukturieren,
die notwendigen Partnerschaften auf-
zubauen und die jeweils damit verbun-
denen Losungen umzusetzen.

In diesem Kontext wird auch von Mo-
dellregionen im Aktionsprogramm iiber
Moglichkeiten einer Qualifizierung und
konkreten Unterstiitzung bei der Um-
setzung von Losungen nachgedacht.
Ahnlich einem Franchisegeber oder
einer Dachgenossenschaft konnen von
einer iibergeordneten Ebene aus Hand-
lungsfelder vorstrukturiert (bis hin zu
Kooperationsvertragen mit Partnern)
und Geschéftsmodelle entwickelt wer-
den, die den Dorfern zur Umsetzung
vor Ort (ggf. inkl. Geschiftsfithrungsun-
terstiitzung und Basisinfrastrukturen)
angeboten werden. Solche Riickgrat-
oder Patenschaftsorganisationen miis-
sen wahrscheinlich kommunal initiiert
werden, kdnnen jedoch in unterschied-

lichen Trégerschaftskonstruktionen
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o Geschidiftsstelle des Sachverstindigenrates fiir Gesundheitsfragen

o Generali Zukunftsfonds

e Deutscher Verein fiir éffentliche und private Fiirsorge

e Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend

o Bundesministerium fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

o Ministerium fiir Arbeit, Soziales, Frauen und Familie Brandenburg
o Ministerium fiir Gesundheit, Emanczipation, Pflege und Alter des Landes Nordrhein-Westfalen

e Bayerisches Staatsministerium fiir Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

umgesetzt werden bzw. an unterschied-
lichen vorhandenen Organisationen an-
docken.

In diesem Kontext soll durch den Ar-
beitskreis diskutiert werden,

o welche regionalen Partner (Kom-
munen, kommunale Gesellschaften,
Wohlfahrtsverbdande, Wohnungsun-
ternehmen etc.) diese unterstiitzen-
den Aufgaben wahrnehmen koén-
nen,

o welche Formen der Unterstiitzung
(Beteiligungskapital, Geschiftsfiih-
rungsunterstiitzung, kostengiinstige
Bereitstellung von Infrastrukturen
etc.) in Abhéngigkeit von der Aufga-
benstellung jeweils sinnvoll sind,

o welche Arbeitsteilung und damit
einhergehende Finanzverantwor-
tung sich in den einzelnen Hand-
lungs und Leistungsbereichen (z. B.
Pflege, Alltagsunterstiitzung) anbie-
tet.

Beispiel aus den Modellregionen:

Fufinoten

1 Siehe: Generali-Altersstudie, S. 38

2 Siehe: Generali Altersstudie, S. 46.

% Siehe: Erika Schulz: Das deutsche
Pflegesystem ist im EU-Vergleich
unterdurchschnittlich finanziert. In:
DIW-Wochenbericht Nr. 13/2012,S.
10-16.

Zumindest ergeben sich Zielkonkur-

renzen zur Behebung des Fachkrdifte-

mangels. Gerade in den léndli-chen
Rdumen werden in einer Steigerung
der Erwerbsbeteiligung von Frauen
und einer besseren Einbindung

dlterer Arbeitsnehmer Potenziale zur

Minderung des Fachkrdftemangels
gesehen. Dies wiirde die Moglich-
keiten der innerfamiliciren und
nachbarschaftlichen Unterstiitzung
einschréinken. Die positive kon-
Jjunkturelle Entwicklung der letzten

Jahre fiihrt derzeit zu einer Belebung

entsprechender Diskussion. Dabei
geraten erstmals die besonderen

Bedingungen der ldndlichen Ridume

in das Blickfeld.

Vogelsbergkreis: Wohnen und Leben im Alter

Facharbeitskreise

5 Stellvertretend kann hier auf die
Aktivitdten und Publikationen des
»Netzwerk Soziales Neu gestalten
(SONG)* hingewiesen werden.
Zuletzt ist in Kooperation zwischen
dem Deutschen Stédte- und Gemein-
debund, dem Netzwerk SONG und
dem Kuratorium Deutsche Alters-
hilfe die Broschiire ,Lebensrdume
zum Alterwerden - Anregungen und
Praxisbeispiele fiir ein neues Mit-
einander im Quartier“ erschienen
(=DStGB Dokumentation Nr. 110,
12/2012).

Dies hat sich u.a. in den Vorgesprii-

=

chen zur Einrichtung des Arbeitskrei-
ses artikuliert und findet sich auch
in der Generali Altersstudie (hier
insbesondere der Beitrag von Rolf G.
Heinze: Selbstindiges Wohnen: Nur
in einer sorgenden Gemeinschafft, S.
313-319.)

Als Ergebnis der quantitativen Analysen im MORO-Projekt hat sich gezeigt, dass die Zahl der Personen mit Pflegebedarf
im Landkreis bis 2030 um ca. 14% ansteigen wird. Ausgehend von diesem Ergebnis und einer insgesamt steigenden Zahl
dlterer Menschen mit unterschiedlichen Graden von Unterstiitzungsbedarf wird im Vogelsbergkreis nach Lésungsansditzen
[fiir eine ortsnahe Einrichtung zur Beratung, Tages-, ambulanter und stationdirer Pflege mit fliefSlenden Ubergingen sowie
als Begegnungsstiitte gesucht. In der Gemeinde Romrod soll eine solche Einrichtung in einem leerstehenden denkmalge-
schiitzten Gebdude realisiert werden. Insgesamt soll durch das multifunktionale Haus eine Stéirkung der umliegenden
Ortsgemeinschaften erfolgen, indem auf kurzen Wegen und in vertrauter Umgebung auch bei zunehmendem oder zeit-
weiligem Pflegebedarf verldssliche Unterstiitzung zugesichert wird: von der Beratung und ehrenamtlichen Unterstiitzung
bis hin zum dauerhaften Lebensmittelpunkt. Im Idealfall soll fiir die Tréigerschaft der Einrichtung eine gemeinniitzige
Gesellschaft gegriindet werden, in der auch ein lokales Arztehaus und eine Apotheke vertreten sein sollen.

Die Griindung einer solchen Gesellschaft wiéire auch ein guter Ausgangspunkt zur Bildung einer Patenschaftsorganisation,
die bei der Einrichtung von weiteren entsprechenden Pflege- und Nachbarschaftszentren in der Region unterstiitzend tditig
werden konnte.
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Problemaufriss

Der Abbau schulischer Infrastruktur
vollzieht sich insbesondere in den neu-
en Bundesldndern bereits seit einigen
Jahren. Begleitet wird er in der Regel von
groflen Protesten der Elternschaft und
Berichten der Medien zum ,Schulster-
ben“ verbunden. So ist die Zahl der all-
gemeinbildenden Schulen in Deutsch-
land zwischen 1998/99 und 2010/11 um
19% zuriickgegangen, in den ostdeut-
schen Bundesldndern (ohne Berlin) so-
gar um 39%".

Ursédchlich fiir die SchulschlieSungen
ist der Riickgang der Schiilerzahlen,
verbunden mit der Entscheidung, die
Ausgaben fiir die Schulversorgung nicht
erheblich
werden von den Lindern Vorgaben fiir
die Grofie einzelner Klassen, die Ge-
samtschiilerzahl der Schule bzw. ihre
Ziigigkeit gemacht. Als Begriindung fiir
solche Vorgaben konnen sowohl wirt-
schaftliche Griinde herangezogen wer-
den als auch Griinde der Lehrqualitit.

auszuweiten. Gleichzeitig

Insbesondere in der Sekundarstufe soll
durch die Mindestziigigkeit ein breite-
res Kursangebot gesichert werden.

Mit der SchliefSung von Schulstandor-
ten geht fiir viele Schiiler eine Verldnge-
rung der Schulwege einher, die vor al-
lem bei Grundschiilern kritisch gesehen
wird. Dies ist die offensichtlichste, aber
nicht die einzige negative Konsequenz
aus der Ausdiinnung des Schulstand-
ortnetzes. Ebenso sind folgende Punkte
Zu nennen:

e Schulen sind auch zentraler Knoten-
punkt fiir Kontakte zwischen den Be-
wohnern und Ausgangspunkt fiir
Veranstaltungen. Sie tragen damit
erheblich zur Identitit kleinerer Ort-
schaften bei.
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Mit der SchliefSfung von Schulen
wird zudem der Schrumpfung der
jeweiligen Ortschaft weiter Vor-
schub geleistet. Ortschaften ohne
Schulstandort haben erheblich
schlechtere Chancen von einem Zu-
zug junger Familien zu profitieren.

Langere Schulwege sind nicht nur
miihsam fiir die betroffenen Schii-
ler, sie reduzieren auch deren frei
verfiigbare Zeit, zum Beispiel fiir eh-
renamtliche Tdtigkeiten in Vereinen
an ihrem Wohnort. Dadurch werden
Gemeinden zusétzlich geschwécht.

Dariiber hinaus deuten einige empi-
rische Befunde darauf hin, dass wei-
tere Wege zu Schulen sozial selektiv
wirken. Der Grund dafiir kénnte
sein, dass bildungsbewusste Fami-
lien auch ungiinstige Schulwege in
Kauf nehmen, um die gewiinschte
Schule fiir ihr Kind zu erreichen,
wihrend die Bildungsbereitschaft
unterer sozialer Gruppen ohne ein
gut erreichbares Angebot deut-
lich zuriickgeht.> Beschrieben wird
von Mitgliedern des Arbeitskreises
aber auch der gegenteilige Effekt.
So sei z.B. die Gymnasialquote in
Sachsen trotz einer hohen Zahl an
SchulschliefSiungen gestiegen. Dies
kann daran liegen, dass alle Eltern
- unabhidngig von Bildungsstand
und Einkommen - eine Auswahl
zwischen Schulen im néchstgele-
gen zentralen Ort treffen miissen,
wenn iiberhaupt keine weiterfiih-
rende Schule mehr vor Ort vorhan-
den ist. Dann sind Hauptschule,
Realschule,
Gymnasium gleich weit entfernt
und die Dauer des Schulweges ver-
liert den Einfluss auf die Schulwahl.

Gesamtschule oder

Um diese negativen Effekte zu verhin-
dern, bestehen in den meisten Bundes-
landern Ausnahmeregelungen fiir die
Festlegungen von Mindestklassengro-
Ren und oder Mindestziigigkeit. Uber-
wiegend wird eine unzumutbare Schul-
wegldnge als Kriterium angegeben oder
aber dass die Schule die einzige in der
Gemeinde oder dem Schulstandort ist.

Die Ausnahmen beziehen sich tiiber-
wiegend auf eine Herabsetzung der
geforderten Mindestgrofien (z. B. NRW
Herabsetzung der Mindestschiilerzahl
fiir Grundschulen von 92 auf 46 sofern
es sich um die einzige Grundschule der
Gemeinde handelt). Zum Teil wird auch
auf die Einrichtung von jahrgangsiiber-
greifendem Unterricht (Mecklenburg-
Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Saar-
land, Sachsen-Anhalt) verwiesen oder
die Kooperation zwischen Schulen als
erste Mafinahme angegeben (Saarland,
Niedersachsen). In Rheinland-Pfalz
und dem Saarland wird zudem die Vor-
gabe gemacht, dass die Unterschreitung
der Mindestgrofie nicht von Dauer sein
darf. Im Saarland kénnen die Kommu-
nen Schulen unterhalb der Mindestgro-
3en fortfiihren und hierfiir 15% der Per-
sonalkosten an das Land erstatten.

Trotz dieser Ausnahmeregelungen wur-
den etwa in Sachsen-Anhalt Ende 2012
die SchliefSung von rund 160 Schulen
angekiindigt. Auch in den Modellregi-
onen des Aktionsprogramms werden
SchliefSungen einzelner Schulstandorte
nicht vermieden werden konnen.

Die Rolle der schulischen Grundver-
sorgung fiir die Schulstandortge-
meinden

Schulen vor Ort bieten fiir Gemeinden
vielerlei Vorziige. Vor allem bildet eine
gute Schulinfrastruktur der Gemeinde
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ein wichtiges Kriterium fiir Wohnstand-
ortentscheidungen von jungen Famili-
en. Orte ohne (gut erreichbare) Schul-
bzw. Betreuungsinfrastruktur stellen fiir
Familien in der Regel keine Wohnalter-
native dar.

Uber dieses Standortkriterium hinaus
haben funktionierende Schulen weitere
positive Auswirkungen auf das Gemein-
deleben. Die Eltern der Schiiler lernen
sich untereinander {iber den Austausch
in und tiber die Schule kennen, die
Réaumlichkeiten der Schule konnen von
Vereinen genutzt werden, es entstehen
ortliche Netzwerke, die das Leben in
der Gemeinde unterstiitzen. Die Schule
dient als Treffpunkt und gemeinsame
Anlaufstelle fiir vielfdltige Aktivitdten.

Anpassungsstrategien

Der Rahmen fiir die Anpassung an die
riickldufigen Schiilerzahlen wird durch
die jeweiligen Vorgaben der Lénder
gesetzt. Wie oben beschrieben, sind
hier {iberwiegend Ausnahmen von den
Mindestgrofien fiir Schulen moglich.
Neuartige Ansitze abseits des bestehen-
den Systems fehlen bisher. Auch in den
Modellregionen des Aktionsprogramms
bleiben vorgeschlagene MafSnahmen
héufig dem Management des Schiiler-
riickgangs verhaftet. Die Bestreitung
neuer Wege bei der Ableitung innovati-
ver Anpassungskonzepte an den Schii-
lerriickgang erscheint somit drdngen-
der denn je.

Die Diskussion um sinnvolle Reakti-
onen auf den Riickgang der Schiiler-
zahlen ldsst sich aus unterschiedlichen
Perspektiven und mit unterschiedlichen
Interessen fithren. Zahlreiche Institu-
tionen und Akteursgruppen sind von
diesen Reaktionen betroffen. Neben
den Schiilern selbst und ihren Eltern
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sind Lehrer und Schulen, Schultriger,
Gemeinden, Landkreise, Vereine, Un-
ternehmen und mittelbar z.B. auch
Verkehrsunternehmen betroffen. Im Ar-
beitskreis wird insbesondere die Pers-
pektive der Gemeinden und Landkreise
eingenommen ohne die Auswirkungen
auf andere Institutionen und Gruppen
aus dem Blick zu verlieren.

Standortkonzentration

Die Anpassung an den Schiilerriickgang
erfolgt nach Ausschépfen der minima-
len Schulgréfien in der Regel durch eine
Ausdiinnung der Schulstandorte bzw.
die rdumliche Konzentration. Dies kann
mit der organisatorischen Zusammen-
legung von Schulen und der Verbin-
dung unterschiedlicher Schulformen
in Gesamtschulen (0.4.) einhergehen.
Es besteht zudem die Moglichkeit eine
Schule in Teilstandorten zu fithren und
so einzelne Schulstandorte zunéchst zu
erhalten. Fiir Grundschulen hat sich der
jahrgangsiibergreifende Unterricht und
die damit verbundene Verringerung der
Klassenzahl als géngige Methode etab-
liert.

Diesen Ansitzen bleibt jedoch gemein-
sam, dass bei einem absehbaren wei-
teren Riickgang der Schiilerzahlen ein
flaichendeckendes Angebot langfristig
nicht aufrechterhalten werden kann.
Unter Einbezug auch weiterer Infra-
strukturangebote wiirde daraus die
Strategie folgern, auf eine Konzentra-
tion auf wenige Zentren innerhalb der
Region hinzuwirken. Die Attraktivitdt
der {iibrigen Siedlungsbereiche wire
dementsprechend reduziert und ein
beschleunigter Bevolkerungsriickgang
mit hoher Wahrscheinlichkeit vorpro-
grammiert.

Kleine Schulen

Im bestehenden Schulsystem eine Ver-
sorgung mit Schulen in der Fliche zu
organisieren wiirde bedeuten, zumin-
dest fiir von Schrumpfung betroffene
landliche Rdume auf Mindestgrofien fiir
Schulen zu verzichten. Damit kénnten
auch kleine Schulen mit einigen we-
nigen Schiilern weiter betrieben wer-
den. Solche Moglichkeiten bestehen in
Schleswig-Holstein bereits fiir die Hal-
ligen und einige andere Nordseeinseln.
Die Zulassung von kleinen Schulen
zieht einen erh6hten Finanzbedarf nach
sich und damit eine héhere Belastung
der Lander durch steigende Ausgaben
zur Aufrechterhaltung der schulischen
Infrastruktur.

Insbesondere fiir weiterfithrende Schu-
len wird die Mindestziigigkeit auch mit
entsprechenden ~ Wahlmdglichkeiten
begriindet. Zudem miissen Lehrer, die
als einzige Lehrkraft in allen Fachern
unterrichten, auch iiber die notwen-
digen Qualifikationen verfiigen. Hier
bieten sich jedoch Moglichkeiten der
Nutzung neuer Medien an (s. die Aus-
fiihrungen zu ,Tele-Unterricht“ weiter
unten).

Privatschulen

Die Schliefsung von Schulen in &ffentli-
cher Trigerschaft konnte zu der Uber-
legung fiihren, durch Privatschulen das
Schulangebot zu ergédnzen und so eine
wohnortndhere Versorgung zu erhalten.
Zwar sind die Schultrdger und damit je
nach Schulform und Bundesland die
Gemeinden oder Kreise zustdndig fiir
eine bedarfsgerechte Versorgung mit
Schulangeboten, das Grundgesetz ldsst
aber grundsitzlich auch Schulen in
freier Trégerschaft (Privatschulen) zu.
Diese ergédnzen als so genannte , Ersatz-
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schulen“ das Schulangebot und fithren
zu den gleichen Abschliissen wie Schu-
len in offentlicher Tragerschaft. Aus-
driicklich und einhellig war die Auffas-
sung im Arbeitskreis, dass die Befassung
mit Privatschulen in der Frage der schu-
lischen Grundversorgung mindestens
nachrangig, wenn nicht fehlgeleitet sei.
Die Erfahrungen hétten nicht zu einer
Losung der Grundversorgung beigetra-
gen. Dieses Thema wird der Arbeitskreis
in seinen weiteren Sitzungen daher
nicht weiter bearbeiten.

Tele-Unterricht

Neue Informations- und Kommunikati-
onstechnologien ermdoglichen es schon
in anderen Bereichen, standortunab-
héngig und rdumlich voneinander ge-
trennt zusammen zu arbeiten und zu
lernen. Auch fiir den Schulunterricht
bietet sich hier eine Mdglichkeit, de-
zentral auch kleine Schiilergruppen am
Schulunterricht teilnehmen zu lassen.
In einem Modellprojekt wird ein solcher
Tele-Unterricht (bzw. im Projekt virtu-
elle Schule genannt) seit Ende 2012 in
Niedersachsen getestet. Schiilergrup-
pen der Nordfriesischen Inseln werden
iiber Webcam dem Unterricht in Schu-
len auf dem Festland zugeschaltet. Da-
durch soll die Qualitdt des Unterrichts
in einzelnen Fachern erhdht und die
Schiiler dadurch auf den Ubergang in
die gymnasiale Oberstufe vorbereitet
werden. In den Inselschulen werden die
Schiiler wihrend des Tele-Unterrichts
von einer Lehrkraft betreut.

Es wire so,it denkbar, das Unter-
richtsangebot durch Tele-Unterricht im
landlichen Raum zu erweitern. Vor dem
Hintergrund, dass insbesondere fiir
weiterfithrende Schulen eine gewisse

Mindestgrofle gefordert wird, um eine
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breite Ficherwahl zu erméoglichen, wiir-
den dadurch auch kleinere Schulstand-
orte ermdoglicht. Doch auch Unterricht
fiir kleinste Schiilergruppen ist denkbar.

Zwischenfazit

Die beschriebenen Strategien machen
vier Denkrichtungen fiir die Schulver-
sorgung in schrumpfenden ldndlichen
Regionen deutlich:

Die (rechtlichen und tatsdchlichen)
Grenzen der rdumlichen Zentralisie-
rung der offentlichen Schulversorgung
werden genutzt und gegebenenfalls
ausgeweitet mit der Konsequenz der
stark abnehmenden Attraktivitét kleine-
rer Gemeinden.

o Das offentliche Schulsystem wird
mit den notwendigen Ressour-
cen ausgestattet (Geld, Flexibilitit,
Technologie), um eine dezentrale
Schulversorgung zu gewéhrleisten.

e Technische Losungen zum TeleUn-
terricht werden weiterentwickelt
und ersetzen bzw. ergdnzen den
Prasenzunterricht in landlichen Re-
gionen

o Privat organisierte Bildung ergéinzt
oder ersetzt - unter Aufsicht des
Staates - das Offentliche Schulsys-
tem.

Der ersten Strategie lassen sich im We-
sentlichen die Ansitze zuordnen, die
aktuell auch in den Modellregionen des
Aktionsprogramms geplant sind. Dies
bedeutet, dass hier Schulstandorte kon-
zentriert werden, was sich mit den oben
beschriebenen Attraktivititseinbufien
fiir Gemeinden ohne Schulstandort ver-
bindet. Oder aber die 6ffentliche Schul-
finanzierung wird, wie in der zweiten
Strategie empfohlen, soweit ausgebaut,
dass auch kleinere Standorte aufrecht-

erhalten werden konnen. Die Nutzung

von TeleUnterricht stellt hier einen An-
satz dar, um die Kostenerh6hung zu re-
duzieren.

Die dritte Strategie setzt mit der Stér-
kung privat organisierter Bildung auf
Losungsansdtze jenseits des Staates.
Wie die Beschulung der Kinder sicher-
gestellt werden kann, héngt dann aber
von Elterninitiativen und privaten
Schulbetreibern ab.

Ergebnisse der ersten Sitzung /
Konsequenzen fir die weitere Ar-
beit

Der Arbeitskreis setzt sich zusammen
aus Vertretern der Bildungs-/Kultur-
ministerien des Bundes und von Bun-
desldandern,
dem Bereich Pddagogik, Experten und
Praktiker fiir einzelne Anpassungsstra-
tegien sowie Vertretern der Modellre-
gionen. Im Rahmen der ersten Sitzung
am 11.06.2013 wurden die Rahmenbe-
dingungen und Vorgehensweisen in
den Regionen / Landern dargestellt und
diskutiert. Daraus resultierte die Identi-
fizierung wichtiger Themen fiir die wei-
tere Bearbeitung im Arbeitskreis.

Wissenschaftlern  aus

Bildungsregion / Bildungslandschaft /
Lernen vor Ort

Mehrfach wurde darauf hingewiesen,
dass die Betrachtung von Schule allein
eine zu starke Engfithrung des Themas
bedeutet.
renden Aktivititen zur Einbettung von
Schule in andere bildungsbezogene Ak-
tivitdten sollten bei der weiteren Diskus-
sion mit beriicksichtigt werden. Der Ar-
beitskreis wird in seinen Diskussionen
beriicksichtigen

Insbesondere die existie-

o welche Kooperationsformen bereits
positive Effekte beziiglich von effizien-
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' Autorengruppe Bildungsberichterstattung: Bildung in Deutschland 2012, Bielefeld 2012

2 vgl. Clausen, Marten (2006): Warum wéihlen Sie genau diese Schule? In: Zeitschrift fiir Pidagogik, Heft 1, S. 69-90. Zi-
tiert nach: Weishaupt, Horst (2010): Bildung und Region. In: Tippelt, Rudolf und Bernhard Schmidt (Hg.): Handbuch
Bildungsforschung. S. 217-231, hier S. 223.

tem Mitteleinsatz und/oder Qualitédtser-
h6éhung bewirkt haben.

« wie die Einbindung von unterschied-
lichen Akteuren organisatorisch und
rechtlich vonstattengehen kann.

Kooperation mit anderen Akteuren

Hervorgehoben wurde in der Diskus-
sion, dass die Kooperation mit ande-
ren Akteuren fiir die Sicherung der
Bildungsinfrastruktur eine grofie Rolle
spielt. Dies reicht von der organisato-
rischen Kombination von Kita, Grund-
schule und Hort bis hin zu konzipierten
oder schon umgesetzten Multifunk-
tionsgebduden, in denen zusétzlich
auch Altenbetreuung, Arztliche Versor-
gung, Dorfladen etc. stattfinden konnte.
Wichtig fiir die weitere Diskussion des
Arbeitskreises ist es daher, zu untersu-
chen,

o welche positiven Erfahrungen in
der gemeinschaftlichen Nutzung
von Immobilien und gegebenenfalls
Personal bereits vorliegen und

o welche Unterstiitzung beispielswei-
se durch Forderungen fiir den Um-
bau oder Neubau von Immobilien
hilfreich sein konnte.

Abstimmung unterschiedlicher Inf-
rastrukturplanungen

Ein besonderer Aspekt der Kooperation
mit anderen Akteuren betrifft die Ab-
stimmung unterschiedlicher Infrastruk-
turplanungen auf rdumlicher Ebene.
Hier ist fiir die weitere Diskussion von
besonderer Bedeutung:

o welche unterschiedlichen Modelle
der Koordination von Fachpolitiken
mit der Regionalplanung in den Re-
gionen / Lindern existieren und

« welche Rolle dabei die zentralortli-
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chen Gliederungen als klassisches
Ordnungskriterium einnehmen.

Mobilitat / Schiilerbeférderung als
wichtiges Sonderthema

Die Verzahnung von Schulnetzentwick-
lung mit OPNV-Planung ist dringend
geboten und soll gegeniiber der ande-
ren Infrastrukturabstimmung beson-
ders hervorgehoben werden. Ohne eine
Organisation der Schiilerbeférderung
kann ein Schulbetrieb in der Regel nicht
stattfinden. Die bereits erfolgte starke
Konzentration der Standorte insbeson-
dere in den neuen Bundesldndern hat
hier u.a. bereits zu ausdifferenzierten
rechtlichen Bewertungen der Zuldssig-
keit von Schulwegldngen und Beférde-
rungszeiten auf Ebene der Oberlandes-
gerichte gefiihrt. Der Arbeitskreis sollte
in seinen weiteren Diskussionen daher
folgende Fragen zur Schiilerbeférde-
rung in den Blick nehmen:

o Welche Modelle der Organisation und
Finanzierung der Schiilerbeférderung
werden in den einzelnen Regionen /
Landern favorisiert und

o Welche positiven Beispiele gibt es fiir
eine abgestimmte Planung von Schuls-
tandorten mit OPNV-Netzen?

Rahmenbedingungen fiir Lehrer

Deutlich geworden ist, dass bereits
praktizierte Organisationsverdnderun-
gen, wie die Einrichtung von Filialschu-
len, unter den bestehenden institutio-
nellen Rahmenbedingungen fiir Lehrer
auf Schwierigkeiten stofien. So steigt
die administrative Arbeit fiir Schullei-
ter in Filialschulsystemen stdrker an,
als die dafiir gewdhrte Entlastung von
Unterrichtsverpflichtungen. Auch die
Mobilitatsbereitschaft der Lehrer, um
an unterschiedlichen Schulstandorten

zu unterrichten, hat ihre Grenzen. Auf
der Basis dieser Sachverhalte scheint es
sinnvoll, dass der Arbeitskreis auch ein
Modell diskutiert,

o wie der in Fillialschulmodelle héhe-
re Anteil an Verwaltungsleistungen
von Schulleitungen erbracht werden
kann

o wie Lehrer fiir periphere und mobi-
litdtsintensive Standorte gewonnen
werden kénnen

E-Learning als Erganzung

Das Thema E-Learning als Ergédnzung
zum Unterricht klassischer Art wird
zur Sicherung der Versorgung eine Rol-
le spielen. Unklar ist bisher, wie neue,
elektronisch unterstiitzte Lehrformen
eine finanziell wirksame Entlastung
bei Sicherung der Lehrqualitdt bringen
konnen. Hier scheint es sinnvoll, dass
der Arbeitskreis zusitzlichen Sachver-
stand einbezieht, um Antworten auf fol-
gende Fragen zu finden:

o welche Losungen von E-Learning /
Blended Learning als Ergdnzung zu
klassischen prédsenzorientierten Bil-
dungsformen die Grundversorgung
mit Bildung effizient unterstiitzen
und

o welche Voraussetzungen gerade in
peripheren Regionen (Breitbandan-
bindung) fiir entsprechende L§-
sungsansdtze damit verbunden sein
miissen.
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Ausgangslage

Der diinnbesiedelte ldndliche Raum
ist PKW-dominiert. Wer altersbedingt
schon bzw. noch fahren kann, fihrt zu-
meist Auto. Freiwilliger Verzicht auf den
PKW diirfte im diinnbesiedelten landli-
chen Raum im Vergleich mit Grof3stad-
ten eine seltene Ausnahme darstellen.
Wer nicht selbst fahren kann oder will,
greift gerne auf private Fahrdienste zu-
riick. Eltern chauffieren ihre Kinder
zu Schule, Sport und Freunden. Altere
werden von Thren Verwandten zum Arzt
oder Einkaufen gefahren. Und iiber die-
se innerfamilidren Fahrdienste hinaus
findet sich auch eine Bereitschaft, Nach-
barn oder Freunden mit Fahrdiensten
auszuhelfen. Das sichert eine gewisse
Mobilitdt, jedoch keine Unabhéngigkeit.

Deswegen ist ,die Sicherstellung einer
ausreichenden Bedienung der Bevolke-
rung mit Verkehrsleistungen des OPNV
eine Aufgabe der Daseinsvorsorge.” So
oder so #dhnlich lauten die Formulie-
rungen im Regionalisierungsgesetz von
1993 und in den OPNV-Gesetzen der
Léander. Dabei wird der 6ffentliche Per-
sonennahverkehr inzwischen weit defi-
niert und umfasst neben dem Schienen-
und Linienbusverkehr auch flexible
Bedienungsformen wie , Biirgerbus, An-
rufsammeltaxi, Anruflinientaxi, Ruftaxi,
Anrufbus und in einzelnen Definitionen
auch Fahrgemeinschaften, unabhéngig
davon, ob sie Linienverkehr darstellen.

So kommt dem o6ffentlichen Personen-
nahverkehr (OPNV) im diinn besiedel-
ten ldndlich geprédgten Raum trotz der
Plkw-Dominanz eine gesellschaftlich
wichtige (Ergdnzungs)Aufgabe zu. Als
gesellschaftlich akzeptiertes Verstdnd-
nis eines Mindeststandards hilft viel-
leicht die Formulierung: ,Niemand soll
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ohne Auto so immobil sein, dass der
regelmifige Zugang zu den Einrich-
tungen der sozialen Daseinsvorsorge
und der Versorgung, insbesondere zum
nédchsten zentralen Ort, nicht méglich
oder so aufwéndig ist, dass dariiber ein
normaler Alltag massiv eingeschrankt
wire! Das ist immer noch eine inter-
pretationsoffene Formulierung, doch
mit einem klaren Kern. Eine Teilhabe an
den gesellschaftlichen Errungenschaf-
ten soll auch ohne Auto moglich sein.

Der Alltag sieht zumeist niichterner aus.
In diinnbesiedelten landlichen Rédumen
besteht der OPNV vielerorts weitgehend
aus Schiilerverkehr. Frithmorgens sind
einzelnen Busse auf den letzten Ab-
schnitten zur Schule drangvoll gefiillt,
und in der Mittagszeit gilt dies fiir die
Gegenrichtung. Ansonsten kann man
viele Busse beobachten, die leer oder
nur mit einzelnen Personen besetzt um-
her fahren. Linienfithrungen und Fahr-
plan orientieren sich am Schiilerver-
kehr. Aufierhalb der Schulzeiten, d.h. in
den Tagesrandzeiten, am Wochenende
oder in den Ferien, ist das Angebot hin-
gegen sehr diinn oder fehlt ganz.

Eine grofle Herausforderung ist das
Mifdverhéltnis zwischen Ausgaben und
Einnahmen. Die Kostendeckungsgrade
aus den Einnahmen liegen zumeist nur
in einem Korridor von 20-50%. Jahr fiir
Jahr miissen erhebliche Betrdge aus den
offentlichen Kassen zugeschossen wer-
den, um ein OPNV-Angebot aufrecht zu
erhalten.

Angesichts der Kostensituation ist die
Sicherstellung eines offentlichen Per-
sonennahverkehrs in der Fldche seit
Jahrzehnten ein politisches Dauerthe-
ma. Allerdings war zwischendurch eine
relativ stabile Struktur entstanden, denn

auf der einen Seite sicherte das Regio-
nalisierungsgesetz von 1993 den regel-
mafligen und kalkulierbaren Strom der
staatlichen Fordermittel, und auf der
anderen Seite waren eine Vielzahl von
flexiblen Bedienformen entwickelt wor-
den, mit denen neben dem klassischen
Linienbusverkehr ein Grundangebot
zur Versorgung der Fldche bereitgestellt
werden konnte. Mit dem Voranschrei-
ten des demografischen Wandels, d.h.
fiir den OPNV konkret: dem Sinken der
Schiilerzahlen, und den gleichzeitigen
Schuldenproblemen und Sparzwéngen
der offentlichen Haushalte, hat sich die
Situation jedoch wieder verscharft.

Vor diesem Hintergrund haben zwei
Drittel der Modellregionen im Aktions-
programm regionale Daseinsvorsorge
das Thema Mobilitdt/Verkehr auf ihre
Agenda gesetzt, teilweise als Fachthe-
men einer Arbeitsgruppe, teils als Quer-
schnittsthemen im Verbund mit ande-
ren Fachthemen.

Zwischenbilanz aus dem Arbeits-
kreis Mobilitat/Verkehr

Der Arbeitskreis Mobilitédt / Verkehr trat
zum ersten Mal Anfang Mai 2013 zusam-
men. Beteiligt sind neben Akteuren aus
den Modellregionen OPNV-Praktiker,
Mobilitdts-Wissenschaftler und Minis-
terialvertreter von Bund und Landern.

Die erste Sitzung des Arbeitskreises
zielte darauf ab, Bausteine zukiinftiger
regionaler Mobilitdtskonzepte zu disku-
tieren und zu identifizieren, die in diinn
besiedelten, ldndlich geprdgten Rédu-
men mit Bevolkerungsriickgang zu ei-
ner regionalen Gesamtstrategie zusam-
mengefiigt werden kénnen. Dabei zeigt
sich: Solange man auf einem allgemei-
nen, vom konkreten Raum abstrahier-
ten Niveau diskutiert, scheinen die Lo-
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sungsbausteine auf der Hand zu liegen.
Man findet etwa folgende Vorstellung,
die auch in der Diskussion der ersten
Arbeitskreissitzung erkennbar war:

Ein OPNV-Angebot in der Fliiche ist
Teil der Daseinsvorsorge. Es setzt sich
zusammen aus herkommlichen Linien-
busverkehren auf einem Grundnetz
und flexiblen Bedienformen in den
Zwischenrdumen mit einer geringeren
Tragféiihigkeit. Dem hohen Kostendruck
sucht man durch die Senkung von Kos-
ten (z.B. Ausdiinnung des Grundnetzes,
Flexibilisierung des Angebotes, Einbin-
dung ehrenamtlichen Engagements mit
Biirgerbussen) und die ErschliefSfung
zusdtzlicher Einnahmequellen (z.B. Gii-
tertransport im Kombibus, Integration
von Krankenfahrten in OPNV) zu begeg-
nen. Wo das alles nicht mehr ausreicht,
kénnen in Zukunft anstelle eines tradi-
tionellen OPNV durch die Einbindung
privater Pkw in ein dffentliches Mobili-
tdtskonzept Mobilitdtsgarantien ermaog-
licht werden (z.B. Modellvorhaben ,ga-
rantiert mobil” im Odenwaldkreis, oder
»mobilfalt”in Nordhessen). Dabei helfen
die neuen technischen Méglichkeiten von
Internet und Smartphones Angebot und
Nachfrage zeitnah und bequem zusam-
menzubringen und zusditzlich auch noch
Abrechnungs- und Versicherungsfragen
zu losen. Die Gesellschaften, die sich um
all diese Dinge erfolgreich kiimmern,
mutieren dabei von OPNV-Anbietern
zu regionalen Mobilititsdienstleistern,
die ein differenziertes Angebot mit einer
differenzierten Nachfrage zusammen-
fiihren.

Diese hier zunéchst skizzierte Losung
eines OPNV im lindlichen Raum ist
keinesfalls ein abstraktes Modell. Die
Bausteine sind bekannt, einige gelten
als etabliert, andere werden derzeit in
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Modellvorhaben erprobt. Die erprobten
Losungen (wie z.b. flexible Bedienfor-
men) werden in ,Handbiichern“ und
»good-practise-Sammlungen“  darge-
stellt, um den Akteuren vor Ort Hand-
reichungen zu geben. Die modellhaften
neueren Ansitze werden von Begleit-
forschungen flankiert, um Probleme zu
erkennen und dann auszurdumen. So-
weit fiir neuere Ansétze rechtliche An-
passungen der OPNV-Gesetze erforder-
lich sind, scheint in den betreffenden
Lindern auch eine Bereitschaft dazu zu
bestehen, solche Mdglichkeiten durch
Gesetzesdnderungen oder Ausnahme-
regelungen zu schaffen. Allerdings gibt
es auch hier und da die Kritik, dass die
neuen Ansétze fiir Verwerfungen im be-
stehenden Gefiige der Transport- und
Mobilitdtsdienstleistungen sorgen. Das
uberrascht nicht, denn wer sich neue
Kundengruppen oder Mirkte erschliefst,
greift oft in existierende Angebote ein
und schafft dort einen unangenehmen
Verdrangungswettbewerb.

Verldsst man jedoch die allgemeine
Ebene und verlagert den Problemlo-
sungsanspruch nach unten in konkrete
Regionen mit realen Rahmenbedin-
gungen (Bevolkerungsdichte, Bevolke-
rungsriickgang, Siedlungsmuster, realer
Finanzrahmen, politische Erwartungen,
Lobbyinteressen, ...), dann stellt sich die
Losungssuche als weitaus schwieriger
dar. In den Modellregionen ist die 6ko-
nomische Tragfihigkeit fiir den OPNV
geringer als in vielen anderen Regio-
nen, wiahrend die Betroffenheit durch
das Absinken von Schiilerzahlen und
generell durch Bevolkerungsriickgang
besonders stark ausgeprégt ist. Das hat
Auswirkungen auf die Ausgangssituati-
on des OPNV, den Handlungsdruck zur
Anpassung und die Mdglichkeiten eines

gestaltenden Handelns. Von den im Ar-
beitskreis vertretenen Akteuren aus den
Modellregionen wird das Bild etwa fol-
gendermafien geschildert:

Das vorhandene OPNV-Angebot ist ein
Kompromiss aus den begrenzten finan-
ziellen Mboglichkeiten und dem politi-
schen Anspruch, die Flidche zu versor-
gen. Stddltische Standards eines dichten
Netzes und eines dichten Taktes sind
undenkbar. Vielmehr ist der OPNV um
den Schiilerverkehr herum aufgebaut.
Insofern orientiert sich das Liniennetz an
den Schulstandorten, und die Kostener-
stattung fiir den Schiilerverkehr ist ein
gewichtiger Posten bei den Einnahmen.
Ein Sinken der Schiilerzahlen bringt die
ohnehin schon schwierige Okonomie des
Nahverkehrs noch mehr ins Wanken.
Abgesehen vom Schiilerverkehr ist die
Verkehrsgrundlage sehr diinn, so dass
hier Alternativen zum herkommlichen
Linienbusverkehr erforderlich sind. Die
Erfahrungen mit Biirgerbussen oder fle-
xiblen Bedienformen sind jedoch durch-
wachsen. Einigen gelungenen Beispielen
stehen auch diimpelnde oder gescheiter-
te Ansdtze gegeniiber, bei denen flexible
Bedienformen nicht angenommen wer-
den oder das ehrenamtliche Engagement
fiir Biirgerbusse wieder versiegt. Vom
erfreulichen Start neuer Projekte liest
man in den Medien viel, von einem Sie-
chen oder stillen Absterben nichts mehr.
Evaluationen iiber Kosten und Ertréige
dieser Angebote zeigen zum Teil drama-
tisch schlechte Resultate. Die einzelnen
Fahrten im Bereich der flexiblen Bedien-
formen sind hoch subventioniert. Zudem
kann der hohe Anteil variabler Kosten,
der zundchst als Vorteil gegeniiber dem
teuren starren Angebot auf den Grundli-
nien gilt, zum Bumerang werden, wenn
die Systeme doch gut angenommen wer-
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den. Dann kénnen Kosten explodieren,
fiir die keine Gegenfinanzierung gesi-
chert ist. Insofern ist in der Praxis der be-
teiligten Modellregionen das Vertrauen
in die segensreiche Wirkung von flexib-
len Bedienformen und ehrenamtlichem
Engagement in Biirgerbussen begrenzt.
Dass im Internet, in Publikationen und
auf Tagungen erfolgreiche Beispiele aus
anderen Regionen prisentiert werden,
niitzt wenig, wenn sich die Ansdtze zu-
hause nicht erfolgreich realisieren lassen.
Wiihrend die Verkehrspraktiker erleben,
wie sich Politiker in den Regionen ger-
ne fiir eine flichige OPNV Versorgung
stark machen, kommen sie als reflektie-
rende Fachleute teilweise zu dem Ergeb-
nis, man miisse sich auch auf Teilrdume
ohne OPNV-Versorgung einstellen. Das
Vorhalten eines flichendeckenden An-
gebotes sei schlicht nicht mehr méglich.
Gleichzeitig verweisen die Praktiker auch
darauf, dass sie sich mit relevanten wei-
teren Herausforderungen konfrontiert
sehen. Ein Aspekt sind dabei die Verdn-
derungen im Angebot der Schulstandor-
te. StandortschliefSungen werden von der
Schulverwaltung nach kultusinternen
Kriterien verfiigt. Eine Abstimmung mit
dem OPNV oder gar eine Orientierung
an einem giinstigen OPNV-Netz erfolgt
nicht. Die Nahverkehrsplaner miissen
reagieren und mit den verdnderten Be-
dingungen klarkommen, obwohl ihnen
eine Verkniipfung von Schulstandort-
planung und OPNV-Planung angemes-
sener erscheint. Ein zweiter Aspekt ist
der Freizeitverkehr von Jugendlichen am
Abend (insb. Disco-Besuche), fiir den es
gilt, durch dffentliche Mobilitdtsange-
bote Sicherheit zu schaffen. Uberall im
ldndlichen Rédumen kann von ndchit-
lichen Autounfillen mit schrecklichen
Folgen berichtet werden, die unerfahrene
und zum Teil sogar alkoholisierte Fahrer
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verursachen. Hier alternative Angebo-
te zu schaffen, ist dringlich, auch wenn
sie erhebliche Subventionen erfordern.
Insgesamt wird der OPNV in den diinn
besiedelten Riumen jetzt schon teilweise
als Rumpfangebot betrieben, das durch
den demografischen Wandel noch mehr
unter Druck gerdit. Aus Mangel an glaub-
haften Alternativen hdlt man jedoch an
den bestehenden Strukturen so lange
wie maoglich fest und sorgt mit einzelnen
Modellvorhaben fiir eine gute Presse.
Fiir systemische Verdnderungen fehlt die
Kraft oder vielleicht auch der Glaube an
ihren Erfolg.

Diese Darstellung ist zugegebenerma-
3en holzschnitthaft verdichtet, denn sie
fithrt Erfahrungen aus verschiedenen
Teilregionen zu einem kritischen Bild
zusammen. Zu Recht wird aus man-
cher Region der Hinweis kommen, so
schlimm sei es dort nun auch wieder
nicht. Es wird eine Aufgabe des Arbeits-
kreises sein, die Situation in den Mo-
dellregionen anhand der vorliegenden
Beschreibung zu diskutieren, um die
Erwartungen an den Arbeitskreis prézi-
sieren zu kénnen.

Dariiber hinaus gilt es, sich einer dritten
Perspektive zu vergegenwdrtigen, die im
Arbeitskreis ebenfalls anklang:

Fiir die Zukunft miisse bei der Daseins-
vorsorge zwischen der Vorhaltung eines
OPNV-Angebotes und der Erreichbar-
keitssicherung in der Fliche unterschie-
den werden. Die gedankliche Entkopp-
lung erlaube es, von einem dffentlich
gewdhrleisteten angebotsorientierte
OPNV in (herkommlicher Busverkehr
plus flexible Bedienformen), der durch
die gesetzlichen Regulierungen einen fes-
ten Rahmen hat, zu einem alternativen
System zu kommen, das auf Selbstor-

ganisationsprozesse und Marktmecha-
nismen setzt. Vereinfacht gesagt: Man
solle sich Réiume ohne klassischen OPNV
vorstellen und fragen, wie die Mobilitiit
in einem solchen Raum funktioniere. Fol-
gende vorléufige Antwort zeichnet sich
ab: Auch in Rédumen ohne OPNV gibt
es angesichts der vielen privaten, hal-
béffentlichen und dffentlichen Pkw und
Kleintransporter Mobilitit. Wer nicht
selbst iiber ein Fahrzeug verfiige, miisse
sich die Transportleistungen einkaufen
und dazu ggfs. durch eine Subjektforde-
rung der Offentlichen Hand ertiichtigt
werden. So kinne man die Schiilerver-
kehrsfinanzierung auch als Subjektfor-
derung organisieren, indem die Schiiler
Gutscheine erhalten, mit denen sie privat
organisierte Fahrgemeinschaften finan-
zieren. In einer professionalisierteren
Struktur koénne das Zusammenbringen
von privaten Mobilitdtsanbietern und
Mobilitdtsnachfragern auch durch eine
Vermittlungsagentur erfolgen, wie sie in
den Modellprojekten ,garantiert mobil”
und ,mobilfalt” angelegt ist. Daneben
wiirden ,Zentren” beginnen, ihre ,Kun-
den” mit Kleinbussen ,einzusammeln’
Beispiele finden sich schon heute von
Einkaufszentren im ldndlichen Raum,
die Kleinbusse betreiben und téglich an-
dere Schleifen in ihrem Einzugsbereich
bedienen, um Kunden fiir einige Stunden
in ihr Center zum Einkaufen zu bringen.
So zeichnet sich ein System rudimentdrer
Erreichbarkeitssicherung ab, das nach
marktlichen Prinzipien organisiert ist.
Wer seine Vernetzung organisieren kann,
sichert sich auch ohne eigenes Auto Mo-
bilitit. Wer das nicht schafft, hat Pech ge-
habt! Dieses Gedankenmodell - denn von
einem reifen Konzept kann man noch
nicht sprechen - bricht mit den Gewohn-
heiten, Erwartungen und der Rechtslage.
Wenn jedoch Réume schleichend in ei-
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nen Status ohne OPNV-Angebot hinein-
rutschen wiirden, stelle sich die Aufgabe,
das hier skizzierte Model zu erméglichen.
Es sei immerhin besser als nichts.

Ausblick auf die weitere Arbeit des
Arbeitskreises

Die in der ersten Sitzung des Arbeits-
kreises angeklungene Sichtweise auf
OPNV und Mobilititssicherung im
landlichen Raum stellen im Grunde drei
Szenarien dar:

o Szenario 1: funktionierende 6ffent-
liche Daseinsvorsorge: OPNV plus
offentlich garantierte Mobilitétssi-
cherung

o Szenario 2: stark eingeschrankte Da-
seinsvorsorge: formales Aufrechter-
halten eines OPNV-Angebotes, das
faktisch jedoch ein Rumpfangebot.
Konzentration auf politisch sensible
Handlungsbereiche.

e Szenario 3: rudimentdre Erreich-
barkeitssicherung: auf der Basis
von Selbstorganisation und Markt;
Reduktion der 6ffentlichen Aufgabe
auf Subjektférderung

Nach Auswertung der Ergebnisse der
ersten Sitzungen des AK und ergénzen-
der Anregungen zeichnen sich Schwer-
punksetzungen fiir den Bericht des AK
und damit auch die Vertiefungsthe-
men in den nichsten AK-Sitzungen ab.

Facharbeitskreise

Zunichst soll losgeldst von einzelnen
Vertiefungen eine Skizze des Losungs-
korridors bzw. von alternativen Lo&-
sungskorridoren ,vor die Klammer*“ ge-
zogen werden, um einer systemischen
Perspektive gerecht zu werden. Dane-
ben zeichnen sich folgende Schwer-
punktthemen ab:

o Planung eines stabilen Grundnetzes

o Ansidtze, Moglichkeiten und Gren-
zen flexibler Bedienformen

o Einbindung privater/gewerblicher
Pkw in OPNV-Angebot

o Selbstorganisation und Markt

o Anforderungen an Mobilitditsma-
nagement.

MORO-Informationen 10/3 - 11/2013

23



Impressum

Herausgeber

Bundesministerium fiir Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung (BMVBS), Berlin

Wissenschaftliche Begleitung

Bundesinstitut fiir Bau-, Stadt- und
Raumforschung (BBSR) im Bundes-
amt fiir Bauwesen und Raumordnung
(BBR), Bonn

Bearbeitung

Hochschule Neubrandenburg
(Auftragnehmer)

Prof. Dr. Peter Dehne (Leitung)
Johann Kaether

Janine Melcher

Bundesinstitut fiir Bau-, Stadt- und
Raumforschung, Bonn
Klaus Einig

Bildnachweis
Titelseite: Géran Gnaudschun

Karl-Heinz Laube/pixelio.de (S. 9, links)
JMG/pixelio.de (S. 9, rechts)

Rainer Sturm/pixelio.de (S. 13, mitte
und rechts, S. 23)

Michael Biihrke/pixelio.de (S. 13, links)
Sommaruga Fabio/pixelio.de (S. 21)
Andreas Hermsdorf/pixelio.de (S. 22)
Hochschule Neubrandenburg
(S.5,S.17/18)

Gestaltung und Satz
Hochschule Neubrandenburg

Druck

Bundesamt fiir Raumwesen und Raum-
ordnung, Bonn

ISSN 1614 8908

Forschungsfeld: Aktionsprogramm regionale Daseinsvorsorge

Bestellungen

Ref-1-1@bbr.bund.de .-l

Nachdruck und Vervielfiltigung Bundesinstitut

Alle Rechte vorbehalten fiir Bau-, Stadt- und

Nachdruck nur mit genauer Raumforschung

im Bundesamt fiir Bauwesen
Quellenangabe gestattet. und Raumordnung

Bitte senden Sie uns zwei Beleg-

exemplare. %

Weitere Informationen
www.bbsr.bund.de



	Aktionsprogramm regionale Daseinsvorsorge - MORO-Informationen 10/3
	Vorwort
	Inhalt
	Fachkongress Wohnen - Siedlung - 
Infrastruktur
	Verwendung von 
Kennzahlen
	Facharbeitskreis „Hausärztliche Versorgung“
	Facharbeitskreis „Altern im ländlichen Raum“
	Facharbeitskreis 
„Schule/Bildung“
	Facharbeitskreis 
„Mobilität / Verkehr“

